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Der Friedensvertrag ratiſiziert.
Rarifizierung des Friedens.

Weimar, 8*. Juli. (W. T. B.) Jn der heutigen Sitzung der
Nationelverſammlung wurde der Geſetzentwurf be
treffend Ratifizierung des Feiedensverirages in
namentlicher Abſtimmung mit 298 gegen 115 Stimmen ange
nommen.

Berlin, 10. Juli. Dem Beſchluß der Nationakverſammlung
folgend, hat geſtern abend 8 Uhr der Reichspräſident die
Ratifizierung des Friedensvertrages voll
zogen. Alsbald darauf iſt die entſprechende Urkunde durch
Kurier nach Verſailles abgeſandt worden.

Mit der Ratifikation des Friedens durch Deutſchkand iſt der
Frieden noch nicht endgültig geſchloſſen. Erſt müſſen, wie der Vor
wärts ausführt, drei der gegneriſchen Großmächte ihrerſeits die
Ratifikation vollzogen haben, bevox der Friedenszuſtand auch
formell eintritt.

Die Haltung der franzöſiſchen Sozialiſten.

Verſailles, 9. Juli. (W. T. B.) Jm Populaire der
neint Paul Miſtral die Frage, ob die franzöſiſchen Sozialiſten
den Friedensvertrag ratifizieren könnten. Die Friedensklauſeln
ſeien derart, daß ſie neue ſchwere Konflikte herauf-
beſchwören müßten. Was den Friedensvertrag beſonders un
ſympathiſch mache, ſei die Behauptung, Deutſchland allein ſei für
den Krieg verantwortlich urd müſſe deshalb zu Entſchädigungen
verurteilt werden. Um ungerechte Bedingungen zu rechtfertigen,

ſage man, wenn Deutſchland Sieger geweſen wäre, wären die Be
dingungen härter ausgefallen. Deutſchland hätte weniger Mitleid
geren Die Sozialdemokraten müßten verſuchen, Beſtimmungen,
ie den Geiſt der Rache und des Haſſes atmeten und notwendiger

weiſe zur Revanche führten, auszumerzen. Es ſei zu befürchten,
daß Deutſchland, Rußland und Japan ſich eines Tages vereinigen
würden und daß ſich unzufriedene kleine Staaten ihnen anſchlöſſen.
In b oder 10 Jahren, vielleicht auch etwas ſpäter, müſſe dann eine
neue Welttragsdie kommen. Deshalb müßten die Sozial
demokraten ohne Unterlaß dafür eintreten, daß ein ſicherer,
dauerhafter Friede erzielt werde.

Die Liſte der Auszuliefernden.
Verſailkes, 9, Juli. (W. T. B.) Die Liſte der an die Alli

ierten auszuliefernden Deutſchen wird heute in einigen Blättern
vervollſtändigt. Man findet darunter noch den Herzog Albrecht
von Württemberg (Blutbad von Somme-Py, Niedermesselung in
Amiens), Generaloberſt v. Kluck, der Frauen und Kinder vor
ſeinem Heere hergetrieben hat, und Liman von Sanders
(Niedermetzelungen in Armenien und Syrien), Generalmajor
Stegner, der am 26. Auguſt 1914 den Armeebefehl erließ, von
dieſem Tage an dürfe kein Gefangener mehr gemacht werden, Gene-
ral von Ostrowfky (Erſchießung von 104 Ziviliſten), General
von Tesny (Erſchießung von 111 Einwohnern von Arlon), ſo
wie folgende Gefangenlagerkommandanten: General Oeltzen
(Döberis), Leutnant Erd mann (Ruhleben), General v. Görz
Wgederurs) Gebrüder Niemeier (Holzminden und Klaus-

al).

Die Volkserhebung in Jtalien.
Amſterdam, 9. Juli. (W. T. B.) In einem Telegramm über

die Streiks und Unruhen in Jtalien berichtet der römiſche
Korreſpondent des Daily Herald u. a., daß ſich in Florenz die
Kavallerie weigerte, die Ausſtändigen anzu
greifen. Jn Perungig, Mantnag, Voghera, Vi-
terbo, Terni, Piſtoia, Piſa, Verong, Bergeme
und Jeſi wurde am Sonnabend Generalſtreik gemeldet.
Die Regierung macht Anſtrengungen, um zu verhindern, daß die
Bewegung nicht auf die größten Städte des Landes übergreift. Sie
hat die Präfekten beaunftragt, die Preiſe um 50 Proz. herabzuſetzen.
Aber dieſe Maßregel ſcheint nicht zu genügen, um die Aufregung
u dämpfen. Die 4 trachten. ihre Vorräte dadurch inSicherheit zu bringen, daß ſie ſie unter den Schutz der Arbeiter

kommiſſionen ſtellen. Ueberall beſtehen Arbeiterräte,
die von der Regierung geduldet werden. Die Arbeiterkommiſſionen
veröffentlichen ein Manifeſt, in dem ſie zur Ruhe mahnen. Der
Miniſterrat tagt faſt dauernd. Aus Palermo vom Sonnabend
meldet der Korreſpondent, daß dort der Generalſtreik ansgerufen
wurde. Hunderttanſend Arbeiter zogen unter den Rufen: „RNieder
mit den hohen Preiſen!“ durch die Straßen und zertrümmerten
die Aushängeſchilder der Geſchäfte. Es kam zu ſcharfen Zu
ſammenſtöſßen mit den Treruppen. Zehn üusſtändige
wurden ſchwer verwundet, mehrere hundert wurden verhaftet. Jn
Turin ſtreiken 40 000 Arbeiter.

Die Baſler Nachrichten melden aus Mailand: Hier dauern
die Plünderungen durch Erbrechen der Geſchäftsläden an. Faſt
ſämtliche Modewaren und Schuhgeſchäfte ausgeraubt. Die
Polizei hat bisher 1200 Perſonen feſtgenommen, dar
unter zahlreiche Berufsverbrecher. In Brescia wurde nach dem
Plündern aus dem Hauſe der Gräfin Guerini auf die Menge ge
ſchoſſen. Das Volk ſtürmte hierauf das Gebäude, warf die Möbel
auf die Straße, verbrannte ſie und ſteckte das Haus in Brand. Ein
Mädchen wurde getötet, einige Perſonen verlezt. Jn Turin kam
es zu ſchweren Aufruhrſzenen. Ein Fleiſchermeiſter feuerte48 Sqhaſ auf die Menge ab, wodurch 24 Perſonen ſchwer
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verletzt wurden. Schwere Zuſammenſtsße werden außerdem
aus Turin gemeldet, wo zahlreiche Fruchtläden und die Schuh
geſchäfte im Mittelpunkt der Stadt ausgeraubt wurden. Der
Corriere della Sera meldet, daß W Magazine der Konſumgeſell
ſchaft Mailand vollkommen ausgeraubt wurden und daß der Schaden
mehrere Millionen Lire beträgt. Durch Erlaß der neuen Regierung
werden die Präfekten einer Anzahl italieniſcher Provinzen zur Dis
poſition geſtellt.

Chiaſſo, 9. Juli. Die Aunsrufungder Räterepublif
in einzelnen Orten Jtaliens macht Fortſchritte. Ein
Florenzer Telegramm des Secolo meldet, daß in der Gegend
der Stadt Biſenzio Valdarno und in umliegenden Orten die
Räterepublik verkündet wurde. Auf mehreren Amts-
und Privatgebäuden habe die rote Flagge geweht. Mehrfach ſei es
zu Zuſammenſtößen gekommen, wobei es Tote und Verwundete gab.

Aus Mailand wird gemeldet: Die Behörden und
Truppen ſind gegenüber der geſchloſſenen Bewegung des italie-
niſchen Volkes macht los. Die italieniſche Regierung hat in Er
kenntnis dieſer Umſtände die Präfekturen und Ortsbehörden draht
lich angewieſen, nach eigenem Ermeſſen die Höchſtpreiſe herab-
zuſetzen und, wo die Preiſe überſchritten werden, die Lebensmittel
zu beſchlagnahmen.,

Der Eiſenbahnerſtreik beendet.
In den meiſten Orten Weſtdeutſchlands, in denen der Streik

bisher noch nicht beigelegt war, haben die Eiſenbahner im Laufe
des Dienstags und Mittwochs die Arbeit wieder vollzählig oder
zum größten Teil aufgenommen. Jnsbeſondere wurde der
Streik in den Hauptzentren. Hannover, Lehrte und
Wittenberge abgebrochen; es verkehren dort wieder alle Züge.
Von allen größeren Orten ſteht nur noch Magdeburg weiter

im Streik n
Verhandlungen im Berliner Verkehrsſtreik,

Berlin, o. Jl T. B.) Der r n hat ſichheute in einer Plenarſitzung erneut mit der Streiklage in
Berlin beſchäftigt und eine Kommiſſion gewählt, beſtehend aus
den Mitgliedern Kane und Maltzahn. Es wurde beſchloſſen, ſich
unverzüglich mit dem Reichsarbeitsminiſter zu neuen Verhand-lungen in Verbindung zu ſetzen. Die Kemmiſſion begab ſich dar

auf ſofort zum Reichsarbeitsminiſter Schlicke und legte ihm in
einem einſtündigen Vortrage die Streiklage dar, und bat, beide
Parteien zu neuen Einigungsverſuchen
Miniſter Schlicke gab ſeine n ge zu den Vorſchlägen.
Morgen nachmittag ſollen nun, falls die Vertreter der beiden Par
teien dem Rufe folgen, die Verhandlungen wieder aufgenommen
werden, in denen Miniſter Schlicke ſelbſt den Vorſitz übernehmen
dürfte. Auch die Organiſationen der Metallarbeiter und Trans
portarbeiter ſollen hierzu Abgeordnete entſenden. Heute nach
mittag haben unverbindliche Beſprechungen zwiſchen der Streik-
leitung und einigen Stadtverordneten ſtattgefunden.

Streiks im Auslande,.
Um den Achtſtundentag.

Paris, 9. Juli. Havas meldet aus Stockholm Sonn
abend traten in ganz Schweden die Seeleute in ben
Ausſtand, da die Reeder ſich weigerten, den Achtſtunden-
tag und einheitliche Gehälter nach den allgemeinen Grundlagen
zu gewähren. Der Ausſtand dehnt ſich über die ganze ſchwe
diſche Handelsflotte aus. Das Schiedsgericht begab ſich
nach Gotenburg, um in dem Streit zu vermitteln.

Brüſſel, v. Juli. (Havas.) Die Kellner ſind in den
Ausſtand getreten, ſie verlangen den Achtſtundentag und
eine Gehaltserhöhung. Die Hotelvereinigung machte in gewiſſen
Punkten Zugeſtändniſſe, während ſie andere Forderungen ablehnte.

Paris, 9. Juli. Havas meldet aus Rio de Janeiro: Die
Eiſenbahner in Rio de Janeiro und Umgebung ſind in den
Ausſtand getreten. Sie verlangen eine allgemeine Aufbeſſe-
rung der Löhne und den Achtſtundentag. Die Maſchiniſten
haben ſich angeſchloſſen. Der Verkehr ruht vollſtändig.

Ein deutſch-polniſches Abkommen,
Thorn, v. Juli. Nach Verhandlungen des Bromberger deu

ſchen und polniſchen Volksrates mit dem oberſten polniſchen
Volksrat in Poſen ſind die Jnternierungen von Deut
ſchem, namentlich in der Stadt Poſen, eingeſtellt worden,
die bisher Jnternierten werden freigelaſſen, vor
allem diejenigen, die als Führer des Deutſchtums in den letzten
Monaten hervorgetreten ſind. Es iſt eine politiſche Am
ne ſt i e vorgeſehen. Auch Mitgliedern, welche aus dem beſetzten
Gebiet ſtammen und die Waffen zum Kampfe gegen die Polen er
griffen haben, iſt Straffreiheit zugeſichert worden. Die Pacht-
verträge, auch die der Domänenpächter, werden Geltung behalten.
Es ſchweben zurzeit mit voller Ausſicht auf Erfolg Verhandlungen,
wonach diejenigen Anſiedler und Beamten, welche nach dem
1. Januar 1018 nach Poſen und Weſtpreußen gekommen ſind, in
alle ihre Rechte bzw. in ihrem Beſitz bleiben. Der Austauſch
der Kriegsgefangenen wird vorbereitet. Politiſch be-
reits Abgeurteilte werden begnadigt und mit Deutſchen im
unbeſetzten Gebiet Kopf um Kopf ausgetauſcht, ſobald die deutſche
Regierung ihre Bereitwilligkeit zur Gegenſeitigkeit zu erkennen
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Neue Regierungskriſe.
Rücktritt Wiſſells.

Jn der deutſchen wie in der preußiſchen Regierung hak es ſel
Tagen wieder gekriſelt. Jm Kabinett in Weimar war der Re
wirtſchaftsminiſter Wiſſell der Stein des Anſtoßes, und die
der preußiſchen Miniſter waren ins Wackeln geraten durch
Abſichten nationaliſtiſcher Kreiſe, den Oſten von Preußen loßzu
trennen und einen ſelbſtändigen Staat zu bilden. hatten
ſich, wie der Vorwärts geſteht, zwiſ den „ſozialiſtiſchen“
Miniſtern der Reichsregierung und der preußiſchen
gewiſſe Meinungsverſchiedenheiten entwickelt, v
Urſprung in der veränderten Zuſammenſetzung derReichsregierung hatten. Nach dem Ausſcheiden der Heme

kraten ſtellte das Zentrum als einzige bürgerliche Partei in der
Regierung erhöhte Anſprüche über das Maß des Ent
gegenkommens waren die abhängigen Miniſter in e
regierung und der preußiſchen Regierung geteilter Anſicht. e
der Vorwärts „hört“, ſind jedoch dieſe Meinungsverſchiedenheiten
„auf dem beſten Wege, überbrückt“ zu werden. Die wird
erſchwert durch die hier ſchon gekennzeichnete Srpreſſer
politik des Zentrums, das namentlich mit
ſchlechten Ausfall der Vol?sabſtimmung in Oberſchle-
ſien droht, wenn ſeine Wünſche nicht verwirklicht werden.

Von der preußiſchen Regierung ſcheinen alſo e die
„Gefahren“ einer Kriſe wieder genommen zu ſein. Es iſt hier
ohne Opfer abgegangen. Anders dagegen in Weimar. Dort
ſcheint die Kriſe in dem Reichswirtſchaftsminiſter Wifſell ein
Opfer gefördert zu haben. Obwohl der Rücktritt Wiſſels
amtlich noch nicht beſtätigt iſt, ſcheint er doch ſo gut wie eins
Tatſache zu ſein.

Daß Wiſſells Stunden als rtſchafts miniſter gezähli
waren, das ließ ſich ſchon nach der Behandlung vorausſagen, dis
ihm die Scheidemann, David, Schmidt uſw. auf dem m
liſtiſchen Parteitage in Weimar widerfahren ließen. ſtand
dort mit ſeiner „Planwirtſchaft“ allein auf weiter Flur Und
als ihn nun jetzt das neue Kabinett zum erſten Male off
ziell aufforderte, ſeine Planwirtſchaft 4 vertreten“, ſtand er erſ
recht alle in. Wie über dieſe „denk würdige Kabinettsſiung
bürgerlichen Blättern aus Weimar berichtet wird,

„ergab ſich bei der Abſtimmung, daß für das Viſſelk-
ſche Projekt nureine einzige Stimme ſich er und
zwar die des Reichswirtſchafteminiſters ſelber,
Alle übrigen Miniſter ſtimmten gegen die Plan
wirtſchaft. Damit dürfte ſein Miniſterportefeuille erledigt
ſein. Mit Herrn Wiſſell dürfte auch der Unterſtaatsſekretär Herr

lendorff, der eigentliche Vater der Planwiriſchaft, e
edigt ſein“.

Wie dem Vorwärtd aus Weimar geſchrieben wird, ſei es indes
noch wahrſcheinlich, „daß es gelingen werde, ſowohl Wiſſell in
ſeinem Amt zu erhalten, als die Wiſſellſchen Jdeen mit den
Plänen einiger ſeiner Kollegen in Einklang zu bringen.“

Dagegen wird von anderer Seite gemeldet, daß der Rücdtritt
des Reichswirtſchaftsminiſters daher in greifbare Nähe gerückt
ſei. Er hat zwar ſein Rücktrittsgeſuch noch nicht ein
gereicht, man rechnet aber damit, daß dies nach der Frake
tionsſizung der ſozialdemokratiſchen Parteierfolgen wird, deren Mehrheit auch bei aller ſubjektiven Wert
ſchäzung ſeiner Perſönlichkeit gegen Wiſſell auftreten
dürfte. Die Deutſche Allgemeine Zeitung ſchreibt, vielfach werde
angenommen, daß der bisherige Reichsernährungsminiſter Ro h
Schmidt den Poſten übernehmen ſolle.

Dieſe Vorgänge in Weimar und die e Wiſſellz
ſind überaus bezeichnend für die ganze „Sozialiſierungs“politif
der Regierungsſozialiſten. Was Wiſſell mit ſeiner „Planwirs
ſchaft anſtrebte, war von einer wirklichen und konſe
quenten W Sozialiſierung weit entferntDer ganze Plan war ebenfalls nur eine Halbheit und lief höch
ſtens auf eine Art Staatsſozialismus hinaus. Aber
ſelbſt dieſe beſcheidenen Verſuche gingen ſeinen abhängigen
Miniſterkollegen, die gegenwärtig die Mehrheit in der Reichs
regierung darſtellen, noch viel zu weit; ſie lehnte die Wiſſeklſ
Vorſchläge ab. Die bürgerlich-kapitaliſtiſche Minderheit hat
die „ſozialiſtiſcher Mehrheit geſiegt. Der Arbeiterſchaft wird
dieſes verräteriſche Verhalten dieſer Sozialiſten in der R
rung die Augen aufs neue öffnen. Auch in den Reihen der recht
ſozialiſtiſchen Parteiorganiſationen wird dieſe neue Dokumentis
rung der Abneigung zu Maßnahmen, die bei den
d als Fogzialiſtiſche“ verſchrien ſind, nicht ohne Wirkung

leiben.
Es wird auch ihnen immer mehr offenbar werden. daß ſich

„Sozialiſten* der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftspolitik m
Haut und Haaren verſchrieben haben, und daß die Verwirklichung
des Sozialiomus nur das Werk der klaſſenbewußten, revolntis
nären Arbeiterſchaft allein ſein kann.

M

Zur Regierungekriſe
wird der L. V. noch aus Weimar geſchrieben:

Das deutſche Regierungdelend wird immer größer. Der
gibi. Die deutſchen Vollsräte werden ausdrüdlich an miniſter kann ſeine Rede über die Anslandopolltik, der
erkannt präſtdent Bauer ſeine Programmreds nicht halten, well die Regie
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rung überhaupt kein Programm hat. Die kapitaliſti
ſchen Jntereſſen haben völlig geſiegt. Es iſt aver
nicht der einzige Sieg, den die Kapitaliſten erfochten haben. Noch
einen andern haben ſie zu verzeichnen. Die Oeffentlichkeit wird
in den nächſten Stunden mit Plänen überraſcht werden, die unter
der Arbeiterbevölkerung die größte Aufregung hervorrufen werden.

Die Nahrungsmittelpreiſe, beſonders der Brot
preis, ſollen ungehener erhöht werden. Der Roggen
preis ſoll von 250 Mk. auf 400 Mk. hinanfgeſetzt werden. Dabei
ſoll die Druſchprämie beſtehen bleiben. Der Brotpreis wird alſo
eine ſchwindelnde Höhe erreichen. Das Tollſte dabei iſt, daß die
Nationalverſammlung bei dieſem Attentat auf das Volk völlig
ausgeſchaltet werden ſoll. Auch die Regierung will ſich offenbar
von der Verantwortung drücken, denn ſie hat dem Ausſchuß für
Handel und Gewerbe die Ermächtigung erteilt, dieſe ungeheure
Maßnahme ſelbſt zu treffen, und zwar durch Verordnungen, die
der Ausſchuß erlaſſen ſoll.

In der rechtsſozialiſtiſchen Fraktion iſt es zu ſtürmiſchen Aus
einanderſetzungen gekommen. Es herrſchen dort die größten Wirr
wiſſe; ein Teil gibt an, daß dieſe ungeheure Preisſteigerung zu den
ſchwerſten Erſchütterungen im Reiche führen muß und ſucht das
Unheil abzuwenden. Aber der Ernährungsminiſter Schmidt,
der auch ſeinen Kollegen Wiſſell zur Strecke gebracht hat und der
gegen die Agrarier unlängſt ſo derbe Worte fand, hat jetzt vor
dieſen vollſtändig kapituliert. Dies iſt aber nicht der einzige
Kriſenſtoff. Die Kapitaliſten haben die Regierung völlig in der
Hand, ohne daß ihre Vertrauensmänner in der Regierung ſäßen
und damit die Verantwortung nach außen trügen.

Unterm Belagerungszuſtand in Hannover.
Hannover, 9. Juli. (W. T. B.) Bei Schießereien in der

vergangenen Nacht wurden zwei Perſonen getötet und.
vier verwundet. Die Zahl der Opfer beträgt bis jetzt im ganzen
fünf Tote und ſieben Verwundete. Der Kommandierende
General hat die von den Vertretern der Arbeiterſchaft beantragte
Aufhebung des Belagerungszuſtandes abge-
lehnt. Das Erſcheinen der Roten Fahne und des Völkerrechts
iſt verboten worden. Drei Kommuniſtenführer wur-
den verhaftet. Bei nächtlichen Plünderungsverſuchen wurde
ein Mann in Matroſenuniform erſchoſſen.

Hannover, 9. Juli. Geſtern nachmittag wurde General
von Hülſen derart verfolgt und bedrängt, daß er in ein Haus
flüchten mußte, das ſpäter von der Menge förmlich belagert wurde,
ſo daß erſt eine ſtarke Polizeimacht herbeigeholt werden mußte,
um den General zu befreien. Der heutige Vormittag verlief
ruhig.

Kirchenanustritts-Erleichterung in Sachſen.
Aus Dresden wird gemeldet, daß die ſozialiſtiſche Mehrheit

der ſächſiſchen Volkskammer ein Kirchenaustrittsgeſetz an-
genommen hat, das den Austritt aus einer Kirchengemeinſchaft
inſofern erleichtert, als in Zukunft dazu nur eine Erklärung vor
dem Standesbeamten notwendig iſt. Gegen die Stimmen der
vürgerlichen Parteien wurde als Austrittsalter das 14. Lebens-
am. während die Regierungsvorlage das 16. Lebensjahr
verſchlug.

Während ſo Sachſen wenigſtens einen Schritt auf dem Wege
tut, um die Volksgenoſſen von dem Kirchenzwange zu befreien, in
dem es die außerordentlichen Erſchwerungen des Kirchenaustritts,
wie ſie bisher beſtanden haben, aufhebt, ſchließen zu gleicher Zeit
in Weimar die Mehrheitsparteien, Zentrum und Rechtsſozialiſten
ihr Kompromiß, durch das die konfeſfſionelle Schule
und der Einfluß der Kirche auf den Staat invollem Umfange für das ganze Reich aufrecht-
erhalten bleiben.

„Prinzenopfer.“
Der Prinz Friedrich Wilhelm zur Lippe hat, wie die konſer-

vativen Blätter zu berichten wiſſen, ein Schreiben an den zweiten
Sohn Wilhelm Hohenzollerns, Eitel Friedrich, gerichtet, in dem er
den freundlichen geliebten Herrn Vetter“ bittet, durch ſeine be-
deutende Perſönlichkeit an Stelle Wilhelms zur Aus lieferung an
die Entente ſtellen zu dürfen. Gleichzeitig hat dieſer mutige Mann
Trnden „Aufruf an die deutſchen Fürſtenhäuſer“ von ſich ge
geben.

Deutſche Ohnmacht durch unſeres Volkes Selbſtentwaffnung
verſchuldet hat unſeren Feinden Befriedigung ihrer Rachſucht
zugeſtanden, mit der ihr gieriger Sinn nach unſerem Kaiſer ſteht,
um den ſie uns noch vor nicht langer Zeit beneideten. (727) Die
Gehmach, die ſie ihm antun wollen, trifft auch uns. Wollen wir
abſeits ſtehen, wenn unſer Kaiſer den Weg des Leidens geht? Das
darf nicht ſein und kann nicht ſein! Wir deutſchen Prinzen, die
ihm in guten Zeiten naheſtanden; die ihm in Krieg und Frieden
folgten; den Degen führten, der auch ſeiner war; wir wollen
jetzt uns neben ihn ſtellen und unſeren Feinden zurufen: „Nehmt
uns für ihn oder mit ihm!“ So geht mein Ruf an euch, ihr deut-
ſchen Vettern. Laßt uns zeigen, daß deutſche Mannestreue heut
noch lebt! Getreu dem Eid, den wir ihm ſchworen, für den ſo viele
unſeres Blutes voran den Brüdern unſeres Volkes vor dem
Feinde ſtarben, laßt uns auch jetzt in Wahrung deutſcher Fürſten-
ehre mit unſerem Leben für den Kaiſer ſtehen!“

Der Rut der deutſchen Prinzen iſt wirklich bewunderungs-
mürdig! Jetzt, da ſie ſelbſtverſtändlich ganz genau wiſſen, daß die
Entente gar nicht daran denkt, auf Wilhelm zu verzichten und ſich
dafür mit minderwertigem Material zu begnügen, da bieten ſie
ſich mutig an. Welches Grauen würde die Herrchen wohl ergreifen,
wenn die Enrente ſie beim Worte nehmen wollte.

Jhren wahren Charakter haben die deutſchen Prinzen enthüllt,da ſie, während das deutſche Volk im bitterſten Kauf am
Hungertuche nagend, um ſeine Exiſtenz ringt, in den Badeorten
der Schweiz ſizen, und ſich von ihrem vom Volksſchweiße ge-
düngten, jetzt ins Ausland verſchobenen Millionen vergnügte
Tage machen

Aus der Partei.
Vom Aufſtieg der Partei.

Noch im Januar dieſes Jahres kannten wenige Orte im Rup-
piner Kreiſe die U. S. P. D., ſelbſt bei der Wahl zur National-
verſammlung wurden nur vereinzelte Stimmen für die Liſte der
J. S. P. D. abgegeben, und jetzt nach vier Monaten ſind Orts-
zereine von beträchtlicher Mitgliederzahl zu verzeichnen, ſo in
NeuRuppin, AltRuppin, Neuſtadt a. Doſſe, Rheinsberg. Jn
Teſchendorf wurden 218 Stimmen für die S. P. D. und drei für
die U. S. P. D. abgegeben. Da a man den Genoſſen mit
ſeinen „Familienangehörigen“ aus. Jeht iſt die ganze Ortsgruppe
bis auf fünf Mitglieder z ur U. S. P. D. über getreten. Die
Mitgliederzahl von über hundert iſt bereits erreicht. Auch in
Grüneberg iſt die Ortsgruppe der S. P. D. geſchloſſen zur U. S. P. D.
übergetreten, ſo daß es in dieſen Orten nur eine Sozialdemo-
tratiſche Partei gibt. Jn Löwenberg und Her ver wird ſich dieGründung in den nächſten Tagen vollziehen. n heinsberg hat

man dem Bürgermeiſter zwei Maſchinengewehre und zwei Kiſten
Handgranaten und 79 Gewehre zur Verfügung geſtellt. Trotzdem
werden wir auch hier Fuß faſſen.

Jn Sgeln bei Magdeburg hatten bei den Wahlen zur Natio
nalverſammlung die Rechtsſozialiſten faſt zweitauſend Stimmen
zrhalten, während es die Unabhängigen damals nur auf ſeche
Wähler gebracht hatten. Jnzwiſchen haben ſich die Verhältniſſ
derart gewandelt, daß bei den jetzigen Arbeiterratswahlen die
nnabhängigen weit über 1000 Stimmen und be-
deutend mehr als die einſtmals dort allmächtigen Rechtsſozia-

liſten aufbrachten.

zierung
Deutſche Nationalverſammlung.

de 51. e vom 9. Juli, 1084 Uhr vormittags
s und Tri n ſind ſehr k beſetzt. Auf der Tagesord-nung ſteht die erſte Beratung de Seſehehekeurſe zur e neror

Ratifikation des Friedensvertrages.
Ein hierzu eingegangener Antrag der Deutſchnationalen
Volkspartei, die Ratifikation vorzunehmen unter dem aus-
drücklichen Vorbehalt, 1. daß vor dem Jnkrafttreten der Artikel 227 bis 230 von Lehrern des Völkerrechts von Ruf ein Gut-
achten darüber eingeholt wird, ob es nach den anerkannten Grund-
ſätzen des Völkerrechts zuläſſig oder üblich und gerechtfertigt er
ſcheint, mit rückwirkender Kraft einen Gerichtshof zur Aburteilung
vorhergegangener angeblicher Verſtöße gegen das Völkerrecht ein-
zuſeten und auf vorher e angedroht geweſene Strafen zu
erkennen; 2. daß im Jntereſſe der Gerechtigkeit zur Unterſuchung
der Schuldfrage am Krieg ein neutraler Gerichtshof eingeſetzt wird,
ſoll erſt in der zweiten Leſung zur Beratung kommen.Miniſter des Auswärtigen Müller: um Friedensvertrag
ſelbſt haben Sie und wir bereits Stellung genommen. Aufrecht-
erhalten bleibt heute und immer unſer einſtimmiger

Proteſt gegen dieſe Vergewaltigung,
lebhafter Beifall) aufrechterhalten bleibt aber ebenſo unſere Zu

ſicherung der Vertragserfüllung bis zum äußerſten, ohne Hinter
hältigkeit, ohne Vorbehalt. Jnwieweit wir die uns auferlegten
Pflichten für unerfüllbar halten, haben wir ausgeführt, als unſere
Unterſchrift erzwungen wurde. Aber für die Grenze der Erfüllbar-
keit darf uns keine Schuld und kein Vorwurf treffen. Unſer ganzes
Volk ſteht heute vor dem Aufbruch zu einem 40jährigen Marſch
durch die Wüſte. Der erſte Schritt auf dem Leidensweg iſt die
Ratifikation. Wir haben ſie zufolge der letzten Note Clemenceaus
beſchleunigt, da uns die Aufhebung der Blockade in Ausſicht geſtellt
iſt. Neben der Gewißheit der Aufhebung der Blockade haben wir
noch die Hoffnung auf

Rückkehr unſerer Kriegsgefangenen.
Wenn das Wort Frieden nicht jeden Sinn verlieren ſoll, muß die
Rückgabe der Gefangenen jetzt erfolgen. (Lebhafter Beifall.) Jn
weiteſtgehendem Maße ſind Vorkehrungen getroffen, dieſe Rückkehr
auf raſcheſtem Wege zu ermöglichen und den zurückgekehrten Ge-fangenen Arbeit und Verdienſt zu ſichern. (Lebhafter Beifall.)

Wir haben nicht die Macht, das Unglück der Zerſtückelung Deutſch
lands zu verhindern, wollen aber den von uns abgetrennten Deut-
ſchen verſichern, daß wir ſie nie vergeſſen, wie wir auch feſt glauben,
daß ſie niemals unſere gemeinſame Geſchichte vergeſſen und unſer
gemeinſames Leben nie verleugnen werden. Jm übrigen wollen
wir unſer deutſches Haus mit all den uns verbleibenden Kräften in
der ſchweren Leidenszeit ſo ausſtatten, daß in unſern Schweſtern
und Brüdern, die uns entriſſen werden, das Bewußtſein nationaler
Zuſammengehörigkeit wach bleibt, bis auf friedlichem Wege in
hoffentlich nicht zu ferner Zeit, in einem wahren Bunde der Völker,
alle ſtrittigen nationalen Probleme eine gerechte, d. h. den Willen
der Völker achtende Löſung finden. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Krätzig (Soz.) erklärt namens ſeiner Partei: Wir
ſtimmen der Ratifikation zu aus denſelben Gründen, die uns neu-
lich veranlaßten, der Regierung die Vollmacht zur Unterzeichnung
zu erteilen. Mit der Ratifikation reißen wir die Schranken nieder,
die unſeren Gefangenen die Riickkehr in die Heimat und in die Fa-
milien verſperren. Wir proteſtieren gegen den Gewaltfrieden, derdie Verſöhnung der Völker hinterireiht und Europa zu einem Ex-

ploſionsherd für neue blutige Kriege zu machen droht. Wir werden
nie aufhören, dagegen zu vroteſtieren, daß Elſaß-Lothringen unter
Nichtachtung des Selbſtbeſtimmungsrechtes an Frankreich ab-
getreten werden muß. Nie werden wir uns damit abfinden, daß
man unſer Baterland in Stücke reißt und eine große Anzahl von
Volksgenoſſen unter fremde Herren zwingt. Wir geloben heute:
Die uns entriſſenen Landesteile werden wir nie vergeſſen, ſondern
Weiſe dafür ſorgen, daß ſie als Deutſche nicht zugrunde gehen.

eifall.
Abg. Dr. Svahn (Zentr.): Der Friedensvertrag iſt das Er-

gebnis einer uns bis über den Friedensſchluß hinaus verfolgenden
Unverföhnlichkeit. Er mutet uns ein wahrheitswidriges Schuld-
bekenntnis zu, fordert die Auslieferung deutſcher Männer gegen
unſer Gefühl und deutſches Recht, nimmt uns deutſches Land in
Weſt und Oſt, raubt uns alle unſere Kolonien und fügt noch den
Schimpf koloniſatoriſcher Unfähigkeit hinzu. Mit tiefem Schmerz
erfüllt uns dieſe Hränkung deutſcher Ehre und dieſe Zerſtörung
deutſcher Kultur. Wir ſtimmen trotzdem dem Friedensvertrag zu,
nicht aus freiem Willen und innerer Ueberzeugung, ſondern ledig-
lich aus dem harten Zwang der Tatſache, das Reich vor Anarchie
und Zerfall zu retten und Volk und Vaterland vor dem inneren
Untergang zu bewahren. Das Reich wird nach beſten Kräften
ſuchen, den Vertrag zu erfſillen, aber binnen kurzem wird ſich zeigen,
daß er in vielen und weſentlichen Teilen unerfüllbar iſt. Schon
deshalb iſt eine baldige Reviſion eine ungbweisbare Notwendigkeit.

Abg. Schücking (Dem.) Meine Fraktion erklärt, daß ſie dem
Geſetz über den Friedensvertrag nicht zuſtimmen
kann; ſie überläßt vielmehr dieſe Zuſtimmung der Mehrheit, die
am 27. Juni die Regierung zur Unterzeichnung ermächtigt hat. Die
Fraktion läßt ſich heute wie damals von der Erwägung leiten, daß
aus der Annahme dieſes Friedens dem deutſchen Volke noch ſchwe-
r Fareile drohen als aus der Ablehnung. (Sehr richtigl b. d.

em.
Abg. Traub (Dn.): Jm Namen meiner Partei habe ich folgende

Erklärung abzugeben: Einmütig hat unſere Fraktion beſchloſſen
der Ratifizierung zu widerſprechen.

Wir ſind uns der Folgen einer Ablehnung voll bewußt, gerade des
wegen aber lehnen wir die Verantwortung für dieſen Vertrag ab.
Mit unſerm Antrag, der noch einmal die Stimme des Rechts an-
ruft, machen wir einen letzten Verſuch, einen Appell an das Welt-
gewiſſen zu richten.

Abg. Dr. Kahl (D. V.): Meine Partei erklärt, daß ſie ihre
Zuſtimmung zur Ratifikation nach beſtem Wiſſen und
Gewiſſen nicht zu geben vermag. Sie wiederholt ihre Ab-
lehnung im vollen Bewußtſein der Verantwortlichkeit, die ſie da-
mit vor der Weltgeſchichte und dem deutſchen Volke übernimmt.
Wir werden niemals, wenn dieſer Frieden zum Völkergeſetz er-
hoben werden ſollte, ſeine Rechtsbeſtändigkeit anerkennen, wir lehnen
einen ſolchen Frieden heute und immer ab. Beifall und Hände-
klatſchen.) (Präſident Fehrenbach macht darauf aufmerkſam, daß
auch die Angehörigen des Hauſes nicht in die Hände klatſchen dür-
fen. Widerſpruch rechts.)

Abg. Henke (U. S.): Namens der Fraktion der Unabhängigen
Sozialdemokraten erkläre ich folgendes:

Die Nnabhängige Sozialdemokratie, auf deren Jnitiative die
Natienglverſammlung am 22. Juni 1919 die Regierung vor
behaltlos zur Unterzeichnung des Friedensvertrages er
mächtigt hat, ſtimmt heute auch dem Geſetzentwurf über den
Friedensſchluß zu. Wir tun es unter dem Zwange der Ge-
walt, deren wir uns nicht erwehren können, gegen die wir eine
Abwehr aber auch nicht verſuchen wollen, um nicht neue und noch
größere Leiden über die gequälten Völker heragufzubeſchwören.
Alles kammt jetzt darauf an, die Völker von dem ungeheuren
Drucke des Krieges zu befreien, ihnen die Neugeſtaltung der
Geſellſchaft im Geiſte des Sozialismus zu ermöglichen.

Wir erwarten die ſofortige Aufhebung der Blockade, die die
3nfuhr von Nahrungsmitteln und Rohſtoffen noch immer ſperrt,
und die ſchleunige Rückbeförderung der Gefangenen, deren
Fmpfang und Pflege die er fte Sorge der Regierung ſein muß.

Indem wir heute dem Friedensſchluſſe förmlich zuſtimmen,
ändern wir in keinem Punkte unſere Meinung über Weſen und
Bedeutung dieſes Friedens. Es iſt der Friede der Gewalt und
der Ausbeutung, es iſt der Friede des durch das Schwert
ſiegreichen Kapitalismus.

des Friedens
durch die Nationalverſammlung.

Auch in dieſer Stunde erheben wir Proteſt dagegen, daß Mil
lionen deutſcher Staatsangehöriger ungefragt und mit völliger
Mißachtung des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker in willkürlich
neuumſchriebene c hinein gezwungen und Gebiete
zuſammenhängender tſchaft zerriſſen werden.
Der Friede cht zwar einen Bund der Völker, ſtiftet Aber
in Wahrheit eine Allianz der imperialiſtiſchen Regierungen gegen
die zum Sozialismus aufſtrebenden Völker. v

So haben Kapitalismus und Jmperialismus das Ende des
Krieges geſtaltet, wie ſie ſeine Vorausſetzungen geſchaffen und
ſeinen Verlauf benutzt haben, um ſich auf Koſten aller Völker, auch
der nicht am blutigen Kampfe beteiligten, in ungeheure m Maße
zu
die Monarchen, die Staatsmänner und die Militariſten an, die den
Ausbruch des Krieges unmittelbar r den Krieg ver
längert und ihn mit Grauſamkeit geführt haben. Wir
ordern nach wie vor von der Regierung die Klarſtellung diefer

perſönlichen Verantwortlichkeiten.
Wäre der Krieg trotz der dringenden Hilferufe von Hinden

r und Ludendorff an die Regierung um Einleitung von Waffen-
ſtill n rin noch fortgeſetzt worden, ſo wäre das
deutſche Heer völlig aufgerieben worden und der Friede noch
ſchlechter ausgefallen.

Mit dem deutſchen Volk werden in naher Zeit alle Völker,
auch die der jetzt ſiegreichen Staaten, die Bedeutung und die
Wirkungen dieſes imperialiſtiſchen Friedens erkennen. Von den
VBölkern, nicht von den Regierungen muß und wird auch die
Reviſion des Friedensvertrages ausgehen. Die gemeinſame Not
und der gemeinſame Befreiungsdrang der Unterdrückten und Aus-
gebeuteten aller Länder wird die Ketten zerbrechen, die mit
täglich ſich verſtärkendem Drucke auf ihnen laſten. Wir grüßen
die Flammenzei
Ungarn und Oeſterreich, ſo in England, Frankreich und Jtalien,
auffteigen.

Wir reichen allen Trägern der Weltrevolution die Bruderhand
zum ſozialiſtiſchen Befreiungskampf für die Menſchheit!
Bravo! b. d. U. S.)
Abg. Winnig (Soz) legt im Namen der Abgeordneten des dent-.
ſchen Oſtens feierlich Verwahrung ein gegen die Zerſtückelung des
deutſchen Oſtens. (Lebh. Beifall.)

Abg. Allekotte (Zentr.) legt namens der Abgeordneten und der
Bevölkerung der im Weſten von Deutſchland losgeriſſenen Gebiets-
teile Verwahrung gegen das Unrecht ein, das den Ländern und der
Bevölkerung dieſer Gebiete geſchehe, ebenſo Abg. Waldſtein (Dem.)
im Namen der Abgeordneten aus Schleswig-Hoſſtein.

Präſident Fehrenbach: Ein echt deutſcher Stamm kann in dieſer
Stunde nicht zu Jhnen ſprechen, Elſaß-Lothringen. Jch fühle mich
vor der Nationalverſammlnung verpflichtet, mich der Verwahrung der
war der anderen von Deutſchland losgeriſſenen Gebiete anzu
ſchließen.

Eine zweite Sitzung begann um 12 h Uhr.
Auf der Tagesordnung ſtand die zweite Beratung des

Ratifizierungsgeſetzes. Die Deutſchnationalen haben

entwurf ſelbſt umgeſtaltet.
Abg. Dr. Schiffer (Dem.): Wir werden gegen den Antrag

ſtimmen und bedauern, daß er überhaupt eingebracht wurde. Jn-
dieſer Stunde wird Klarheit und Entſchloſſenheit mehr als je ver
langt und wird zum Gebot. Der Antrag dient nur dazu, Verwirrung
und Unklarheit zu ſchaffen.

Aba. Gröber (Ztr.): Wir ſchließen uns dem Widerſpruch gegen
den Autrag an. Jn dieſem Augenblick kann es keinen Vorbehalt mehr
zu dem Geſetzentwurf geben. die P tHerrn Schultz-Bromberg mit ihrem Antrag nur parteipolitiſche Ziele.
Lebhafte Zuſtimmung bei den Mehrheitsparteien. Stürmiſcher Wider
ſpruch und Pfuirufe rechts). Sie (nach rechts) wollen ihre Parteiſuppe
an dieſem Antrage kochen. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Mehrheits-

Aber wir wollen dafür ſorgen, daß ihnen dieſes Manöver.parteien).
nicht gelingt.

Abg. Schultz-Bromberg (D.-Natl.): Unſer Antrag iſt der letzèe
Schrei nach Gerechtigkeit eines Volkes, das dem Untergange gewetht iſt.

Präſident Fehrenbach ſtellt feſt, daß der Antrag der Deutſch
nationalen dem Burean erſt zwiſchen 10 Uhr 20 und 10 Uhr 25 über
reicht worden ſei. (Hört, hört

Miniſter des Auswärtigen Müller: Jch bedauere ganz außer
ordentlich, was wir in dieſer hiſtoriſchen Stunde erleben müſſen. Die
Zeit der Vorbehalte iſt vorbei, heute kann es nur ein Ja oder Nein
geben. Unſere Feinde würden in dieſem Antrag nichts weiter ſehen,
als ein letztes Manöve., eine letzte Schiebung. (Lebhafte Zuſtimmung
bei der Mehrheit.) Auch

die Schiebergeſchäfte in der Politik
müſſen ein für alle Mal vorbei ſein. Nur mit loyalen Mitteln können
wir die Reviſion des Vertrages erreichen, aber mit ſolchen Anträgen
wird ſie ſchlecht eingeleitet.

Abg. Löbe (Soz.): Der Zweck des Antrages iſt nicht zweifelhaft,
wie die Kundgebung des Generalſekretariats der Deutſchnationalen
Volkspartei beweiſt. Nicht nur die Einbringung des Antrages, ſon

eichern. Aber auch heute klagen wir vor der Weltgeſchichte

chen, die aus der ſozialiſtiſchen Arbeiter
klaſſe, wie im Oſten, ſo auch im Weſten Enropas, wie in Rußland,

(Lebh.

ihre
Entſchließung inzwiſchen zu einem Abänderungsantrag zum Geſetz

Offenbar verbindet die Partei des

dern auch die ganze Rede des Abg. Traub widerſprach der Würde
dieſer Stunde.

Abg. Dr. Delbrück (Dtiſch.-Natl.): Unſer Antrag, der ſchon geſtern
in der Fraktion beſchloſſen iſt, ſolte keineswegs das Haus überraſchen.

Abg. Haaſe (U.-Soz.): Der Abg. Traub hat drutlich gezeigt, daß
Sie (nach rechts) ihre Parteiintereſſen verfolgen. Wir lehnen es ab,
uns an einem Satyrſpiel zu beteiligen.
Abg. Dr. Heinze (D. Vp. e gbringung dieſes Antrages, der Mißſtimmung verurſacht hat.

Mehrzahl meiner Fraktion lehnt ihn ab. (Beifall.)
Nach weiteren kurzen Ausführungen des Abg. Schultz Bromberg

wird der Antrag der Deutſchnationalen gegen die Stimmen
der Antragſteller und einiger Mitglieder der Deutſchen Volkspartei
abgelehnt, der Geſetzentwurf unverändert angenommen.

Die
Meine Fraktion bedauert die Ein-

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird ſogleich die dritte Bera-
tung vorgenommen. Das Wort wird nicht verlangt. Auf Antrag
des Abg. Richter Oſtpreußen (Dtſch.-Natl.) erfolgt namentliche
Abſtimmung. Jn dieſer wird das Ratifikationsgeſetz mit 208
gegen 115 Stimmen endgültig angenommen.

Die nächſte Sitzung wurde auf 3 Uhr nachmittags anberaumt.
4

52. Sitzung, nachmittags 8 Uhr.

Die erſte Leſung der Steuervorlagen
wird fortgeſetzt. Abg. Dr. Graf von Poſadowſky (Dn.): Die
Nationalverſammlung ſollte ſich doch urſprünglich nur mit der

Faſſung beſchäftigen und dann iebewerden. Das iſt aber nicht geſchehen. (Lachen und Unruhe links.)
Die Kritik eines Amtsvorgängers durch den neuen Finanzminiſter
iſt eine bedenkliche Neuerung, ich will Herrn Erzberger nur wün-
ſchen, daß ſein Nachfolger nicht Anlaß zu ebenſo heftiger Be
urteilung ſeiner Tätigkeit nimmt. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.)
Die Jahreslaſt von 25 Milliarden, die wir auf uns nehmen müſſen,
entſpricht einem Volksvermögen von 500 Milliarden, obwohl das

leich Neuwahlen ausgeſchrieben

deutſche Volksvermögen im Frieden nur auf 300 Milliarden Mark
ſchätzt wurde. Die Laſt muß aber getragen werden. Der großenVermogensabe be würden wir nicht zuſtimmen können, wenn ſie

zu einer plör lichen Tilgung eines großen Teils unſerer Schulden
dienen ſollte, denn die Tilgung der Kriegsſchulden können wir auf
Jahrzehnte verteilen.

Finanzminiſter Erzberger: Jch werde alle Energie aufbieten
zur Beſeitigung der Finanzſchwierigkeiten. Die Verantwortung aber
liegt bei der Nationalverſammlung. Die Kritik an
vorgänger war allerdings eine Neuerung, aber früher waren die
Miniſter der Krone verantwortlich, die heutigen ſind es dem Parla

meinem Amts-

ment. Jch bitte nicht um ein mildes, ſondern um ein gerechtes

e



Urteil. Mein Urtell war nicht nur ſondern äußerſt milbe.
(Widerſpruch rechts Nach dem grundlegenden Geſetz über die vor
läufige Reichsgewalt vom 10. Februar iſt die Nationalverſammlunberufen, dringende Reichsgeſetze zu beſchließen. Das dringendſte iſt

aber die Sanierung unſerer Finanzen. (BZuſtimmung.) Wir würden
unſere Aufgabe nicht erfüllen, wenn wir dieſe Reform nicht beſchleunigt
verabſchieden. Genaue Rptriegg für die Schätzung des Geſamt
bedarfes des Reiches werden nächſte Woche in einer Denkſchrift vor
gelegt werden. Die einzige Abhilfe liegt darin, ſyſtematiſch auf eine
Senkung der Preiſe hinzuarbeiten, nicht nur für Lebensmittel,
ſondern in erſter Linie für Kleider und Schuhe. Das muß und wird
rſchehen denn ein unverſchuldeter, integrer Beamtenſtand iſt das
erſte Erfordernis für eine Wiedergeſundung Deutſchlands. (Beifall).

Abg. Wurm (U. Soz.): An der leichtſinnigen Finanzwirtſchaft der
Vergangenheit trägt

das Zentrum die größte Schuld.
Vom Geiſt der Neuzeit iſt in dieſen Vorlagen nicht die Spur

z finden. Helfen kann uns nur eine Sozialiſierung im Sinne von
Marx und Engels, die wirklich der Allgemeinheit zugute kommt.
(Beifall bei den U. Soz.)

Abg. Dr. Becker Heſſen (D. Vp.): Die Kritik des Herrn Erzberger
an der Amtsführung Helfferichs war zum mindeſten in der Form ſehr
eigenartig, denn ſie geht direkt an die Ehre des betreffenden Beamten.
Helfferich kann ſich hier nicht einmal verteidigen. Seine Finanzpolitik
ging von Vorausſetzungen aus, die leider nicht eingetroffen ſind. Bei
einer Dauer des Krieges wäre ſie zweifellos erträgl.ch, wenn
nicht vielleicht die einzig richtige geweſen.

Damit ſchließt die Beſprechung.
Die ſämtlichen Steuervorlagen werden auf Antrag Schiffer (Dem.)

an drei Ausſchüſſe von je 28 Mitgliedern verwieſen t
Das noch zur dritten Beratung ſtehende Reichsſiedelungsgeſetz wird

an den Ausſchuß zurückverwieſen.
Nächſte Sißung Doxxerstag 3 Uhr: Verfaſſungsentwurf.
Schluß 8 Uhr.

Preußiſche Lundesverſommlung.

42. Sitzung vom 9. Juli, 1 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der Beratung des

Etats des Handelsminiſteriums.
Abg. Düker (Dem.) erſucht die Regierung, den Wünſchen der

Handwerker mehr entgegenzukommen. Den notleidenden Hand-
werkern muß entbehrliches Heeresgerät zur Verfügung geſtellt
werden. da die Handwerker müſſen Kredite flüſſiggemacht wer-
den, die Handwerkergenoſſenſchaften bedürfen der Unterſtützung.

Abg. Chriſtange (U. S.) fordert Maßnahmen gegen den
Preiswucher und wendet ſich gegen den freien ndel. Die
hohen Obſt- und Eierpreiſe zeigten, wohin wir mit
dieſen kämen.

Handelsminiſter Fiſchbeck: Der gewerbliche Mittelſtand ge
hört tatſächlich zu den Hauptleidtragenden des Krieges, und es
wäre eine gefährliche Operation am Volkskörper, wollten wir nicht
alles zu ſeiner Wideraufrichtung aufbieten. Wir ſind bemüht ge-
weſen, dem Handwerk Rohſtoffe zuzuführen, Kredit zu eröffnen
und ihm Heeresgerät zukommen zu laſſen. Eine Hauptaufgabe
meines Reſſorts wird in der Pflege des Genoſſenſchaftsweſens
liegen. Jch würde den Tag ſegnen, an dem wir die heutige
Zwangswirtſchaft abſtreifen können. Jede Förderung jedem ehr-
lichen Streben, das ſoll der Grundſatz in meinem Amtsbereich
ſein. (Beirfall.)

Der Etat wird nunmehr bewilligt. Die Anträge
des Handelsausſchuſſes gelangen faſt durchweg zur Annahme, dar-
unter auch ein ſolcher betr. Schutz des Koalitionsrechts gegen
Terrorismus und ein Antrag betr. Abbau der Zwangswirtſchaft.
Mit 189 gegen 114 Stimmen der beiden ſozialdemokratiſchen Par
teien wird der Antrag des Ausſchuſſes angenommen, in die preu
ßiſche Verfaſſung die Beſtimmung aufzunehmen: „Der kaufmän-
niſche und gewerbliche Mittelſtand iſt lebenskräftig zu erhalten
und insbeſondere gegen Aufſaugung zu ſchützen.“

Es folgt die erſte Leſung der Vorlage betreffend Aenderung der
Zuſammenſetzung der Schuldeputationen, Schulvorſtände und
Schulkommiſſivnen.

Geheimrat Götſch: Der Regierung liegt außerordentlich viel
an der ſchnellen Verabſchiedung des Entwurfs. Auch die Schul
deputationen ſollen neu gebildet werden nach demokratiſchen
Grundſätzen. Der Schulvorſtand ſoll künftig gewählt werden.
Die Frauen werden den Männern gleichgeſtellt. Die Frage, ob die
Zugehörigkeit der Geiſtlichen als geborene Mitglieder zu den
Schuldeputationen beibehalten werden ſoll, hat die Regierung ver
neint. Es ſchwebt ja die geſetzgeberiſche Löſung der Trennung
von Kirche und Staat und ferner können die Geiſtlichen ja zu Mit-
gliedern der Schuldeputationen gewählt werden.
Abg. König (Soz.): Wir ſind mit der Vorlage einverſtanden,

ſie iſt dringend notwendig. Wir behalten uns Verbeſſerungsvor-
ſchläge vor. Der Grundgedanke iſt, daß nur Männer des Ver-
trauens in die Deputationen gewählt werden. Auf dieſe Weiſe
kann auch ein Geiſtlicher gewählt werden und von einer Verletzung
religiöſer rege kann keine Rede ſein. Wir wünſchen den ſo
fortigen Wegfall des Beſtätigungsrechtes, bei dem früher vielfach
die politiſche Geſinnung den Ausſchlag gab. Sogar heute ſoll ſo
etwas noch vorkommen. (Hört, hörtl links.)

Abg. Rürup (Zentr.): Das Geſetz richtet ſich gegen den Ein-
fluß der Kirche auf die Schule. Es iſt ja anzunehmen, daß der
Geiſtliche in den meiſten Fällen das Vertrauen genießen und ge-
wählt werden wird. (Zurufe links: Na alſo!) Wir können der
Vorlagenicht W (Zuruf links: Regierungsparteil) Auch
wenn wir in der Regierung ſitzen, haben wir das Recht, uns gegen
Vergewaltigungen zu wehren. Die Kinder gehören in erſter
Linie der Familie, in zweiter Linie der Kirche und in dritter Linie
dem Staat. (Hört, hört! links.) Die Schule iſt gewiß eine ſtaat-
liche Einrichtung, aber ſie muß auch

eine Hilfsanſtalt der Kirche
ſein. (Unruhe links.) Der Geiſtliche gehört in alle Schuldeputa
tionen hinein, damit der Einfluß der Kirche ſo erhalten bleibt.
Wenn im Ausſchuß keine Form gefunden wird, die auch der Min-
derheit gerecht wird, lehnen wir das Geſetz ab. Die Geſinnungs-
r mit unſern Landsleuten in den gefährdeten Bezir-
keh des Weſtens wird mit dieſer Vorlage einer ſtarken Belaſtungs-
probe ausgeſetzt. (Lebh. Hört, hört! links.) Auch weite Kreiſe
der ſozialdemokratiſchen Wähler wollen von einer ſchnellen Er-
ledigung dieſer Frage nichts wiſſen. Widerſpruch bei den Soz.)
Wir ſollten jetzt andere Sorgen haben, als über geſtürzte Refor-
men in der Schulpolitik. (Beifall im Zentr.)

Abg. Ott o (Dem.): Wir ſtimmen der Vorlage im allgemeinen
zu, haben aber gegen einzelne Beſtimmungen Bedenken, insbeſon-
dere gegen die Wahl des Schulvorſtandes. Man komme uns nicht
mit der Erklärung, daß das demokratiſch ſei. Für das Verhalten
des Zentrums fehlt uns jedes Verſtändnis. Gegen die Behaup-
tung, daß die Schule eine Hilfsanſtalt der Kirche iſt, legen wir
ſchärfſte Verwahrung ein. (Beifall.)

Abg. Lukaſſowitz (Dn.): Wir wollen nicht, daß die Zu-
gehörigkeit des Geiſtlichen zur Schuldeputation von dem Zufall
der Wahl abhängt. Auch wir wünſchen eine weitere ungeſchmälerte
Einflußnahme der Kirche auf die Schule.

Abg. Adolf Hoffmann (U. S.) wirft dem Zentrum Er-
preſſerpolitik vor. Er könne noch immer nicht glauben, daß
die Mehrheitsſozialiſten dieſen Kuhhandel mitmachten.

Abg. Koll mann (D. Vp.): Wir begrüßen, daß auch Frauen
der Schuldeputation angehören ſollen. Die Geiſtlichen darf man
nicht fernhalten, weil die Kirche ein wichtiger Schulintereſſent iſt.
Die Beſtätigung halten auch wir für überflüſſig.

Abg. Dr. Heß (Ztr.): Wir ſind in die Regierung unter Auf-
rechterhaltung unſerer Parteigrundſätze eingetreten. Leider be
nutzt der Kultusminiſter jede Gelegenheit, um Zündſtoff zu legen.
Er will anſcheinend ſeiner Fraktion beweiſen, daß er der ſtarke
Mann und Kulturkämpfer iſt.

Abg. e rig (Sog.): Wenn die Abſicht beſtände, die Geiſtlichen aus den r e uwerfen,
ſo wäre ſie durchaus berechti Hört, hört!l i. Ztr.
trum läßt jetzt deutlich ſeine hervortreten,

die Schule unter die Herrſchaft der Kirche
zu zwingen, es droht mit einem neuen Kulturkampf und ſogar
der Abſplitterung der gefährdeten Landesteile. Man ſoll ſich aber
nicht fürchten vor dem ſchwarzen Mann.

Abg. Dr. Friedberg (Dem.) weiſt Angriffe Adolf Hoff
manns gegen Otto zurück.

Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.): Unſer n Hoffmann iſt be
ſonders geeignet, in Schulfragen die Auffaſſung des Volkes zu
vertreten. achen.) Aus Jhrem Lachen ſpricht der Haß gegen
die Arbeiterſchaft. (Lachen und Zurufe: Sie ſind ja Vertreter des
Lederhandels.) Wir fordern

die Räterepublik als Uebergang zu einer wahren Demokratie.
Die Landesverſammlung aber muß beſeitigt werden. Jhre kultur
widrige Mehrheit findet im Volke keinen Boden,

Frau Pöhlmann (D. Vp.) bedauert, daß in dieſer
ernſten Zeit ſolche Gegenſätze zutage treten.

2 Reinhardt (Ztr.) warnt davor, die Schule zum Spiel-
ball der Parteien zu machen.

Die Vorlage geht an den Unterrichtsausſchuß.
Nächfte Sitzung Donnerstag 1 Uhr. Miniſterium des Jnnern.)
Schluß gegen 7 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 10. Juli 1919.

Der ſtädtiſche Haushaltsplan.
1

Der Krieg iſt der Verwüſter der Finanzen. Dieſer Ausſpruch
des Reichsfinanzminiſters Erzberger gilt nicht nur für das Reich
und die Einzelſtaaten, ſondern in gleichem Maße für die Gemein-
den. Jn der Begründung zu dem jetzt endlich fertiggeſtellten Haus

haltsplan malt der Magiſtrat die zukünftige finanzielle Lage der
Stadt in den ſchwärzeſten Farben. Da iſt nichts von Schön
färberei zu ſpüren. Mit glatten Worten wird auf den bevor-
ſtehenden wirtſchaftlichen und finanziellen Zuſammenbruch hin-
gewieſen. Deutlicher kann der Magiſtrat nicht werden, wenn er
ſagt: Die zu erwartende große Vermögensabgabe wird mit den
Vermögen die großen Einkommen ſtark herabſetzen, der vernich-
tende Friede wird Handel und Jnduſtrie lahmlegen und deren
Erträgniſſe in einem Maße mindern, daß alle noch ſo trüben Er-
wartungen ſicherlich noch übertreffen wird; Arbeitsloſigkeit und
Lohnherabſetzungen werden die notwendige Folge davon ſein. Und
dieſes zermürbte Volksvermögen und dieſe unſagbar verringerten
Einkommen ſollen und werden dann in erſter Linie von Reich und
Staat in Anſpruch genommen werden, um deren durch den Krieg
und ſeine Folgen ins Unermeßliche geſteigerten Ausgaben zu
decken und die gewaltigen Einnahmeausfälle bei den Staatsbetrie
ben, beſonders bei den Eiſenbahnen, auszugleichen. Wie es dann
um die Einnahmen der Städte beſtellt ſein wird, woher für ſie
überhaupt noch nennenswerte Einnahmen kommen ſollen, nach-
dem Reich und Staat die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit bis aufs
äußerſte angeſpannt haben, das iſt eine Frage, die heute noch nie-
mand beantworten kann und deren Aufrollung die Städte nur mit
ſchwerer Sorge entgegenſehen können.

Für dieſe Entwicklung iſt der Magiſtrat der Stadt Halle mit
voll verantwortlich. Wir haben während des Krieges immer
wieder auf die verhängnisvolle Politik der ſtädtiſchen Behörden
hingewieſen. Wir haben ſie auf ihre Pflicht aufmerkſam gemacht,
der Reichsregierung gegenüber Rückgrat zu zeigen. Ohne die
Unterſtützung der großen Städte hätte der Krieg ſofort abgebrochen
werden müſſen.

Nun mögen die ſtädtiſchen Finanzgenies die Liquidierung ihrer
Politik vornehmen. Der neue Haushaltsplan iſt das getreue
Spiegelbild der allgemeinen wirtſchaftlichen und politiſchen Lage.
Er trägt ein völlig verändertes Bild im Verhältnis zum Vorjahr.
Schloß der Etat für 1918 in Einnahmen und Ausgaben mit
17 896 700 Mk. ab, ſo der für 1919 mit 27 740 000 Mk. Das iſt eine
Steigerung um 10 Millionen Mark oder annähernd 50 Prozent.
Dabei ſind die Mehrausgaben bei den ſtädtiſchen Werken noch gar
nicht einbegriffen. Die gewaltige Steigerung liegt darin, daß die
Stadt die durch den Krieg aufgebürdeten Laſten diesmal voll trägt.
Ueberſchlägt man, daß im vorigen Jahre nur 700 000 Mk. für
Kriegsbeihilfen der Beamten eingeſetzt waren, mit der rieſigen
Summe von 5 Millionen an Kriegs-, Teuerungs- und Gehalts-
zulagen für Beamte, Lehrer und Angeſtellte im Liesjährigen
Hauptetat, dann bekommt man ein anſchauliches Bild on den un
geheuren Laſten, die uns durch die Kriegshetzer aufgebürdet wor-
den ſind. Hinzu kommen noch die Mehrausgaben an Löhnen, die
Zuſchüſſe für die Straßenreinigung, Bau, Garten und Straßen
verwaltung.

Auch die Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten, die Armeeverwaltung,
das Arbeitsamt und das Geſundheitsweſen erforderten Mebrausgaben,
Die Mehrausgaben für das Schulweſen belaſten den Etat allein um
i Million Mark. Wir kommen auf die einzelnen Kapitel noch näher
zu ſprechen. Sagte der Magiſtrat in ſeiner vorjährigen Begründung,
daß wahrſcheinlich 1919 beſtimmt mit einer Steuererhöhung zu rechnen
ſei, ſo gibt der 338 o betragende Zuſchlog (gegen 220 im Vorjahre)
zur Staatseinkommenſtener die richtige Antwort. Daß Einkommen
von 900 Mark an ſchon ſteuerpflichtig ſind, zeigt die ſozialpolitiſche
Verſtändnisloſigkeit der herrſchenden Kreiſe. Die Steuerzuſchläge
hätten aber verdoppelt werden müſſen, wenn nichtder Staatsſteuer
ertrag nach dem Voranſchlag günſtig zu werden verſpricht. Schwere Be
denken äußert der Magiſtrat über den Ertrag der Einkommenſteuer.
Hier herrſche eine Ungewißheit über die Auswirkung der wirtſchaftlichen
und politiſchen Folgen des Krieges und des unglücklichen Friedens.
Es werde jedenfalls eine erhebliche Summe abzuſetzen ſein, die bei
der Steuereinziehung ausfalle. Der vorausſichtliche Geſamtertrag
der Gemeindeeinkommenſtener belaufe ſich auf 8 Millionen Mark.
Der Voranſchlag wird damit um I Millionen Mark übertroffen.
Durch den Zuſammenbruch gewerblicher Betriebe und die Arbeits-
loſigkeit werde der normale Verlauf des Steuerjahres ſehr beeinträchtigt
werden. Wir ſind davon überzeugt, doß der Magiſtrat ſchwer enttäuſcht
ſein wird. Die Lohnverhältniſſe der Halliſchen Arbeiterſchaft ſind ſo
traurig, ſtehen mit der Preislage der notwendigſten Lebensmittel ſo
ſtark im Widerſpruch, daß für hohe Steuerſätze im Haushbaltsplan
einer Arbeiterfamilie kein Raum iſt. Das hätten wir über den Haus-
haltsplan im allgemeinen zu ſagen, auf beſondern werden wir noch
näher eingehen.

Kommuniſtiſche Agitationsmethoden.
Die Unabhängige Sozialdemokratie wird zurzeit von allen

Seiten aufs ſchärfſte angegriffen: von rechts wegen ihrer ſich
allerdings als richtig erwieſenen Stellungnahme zur Friedens
frage, von links von der Kommuniſtiſchen „Bruderpartei“ wegen
ihrer angeblichen Zweideutigkeit, die nach Anſicht der vollkönmen
Grundſatzfeſten in dem Feſthalten am Parlamentarismus be-
gründet ſein ſoll. Statt nun die Gegenſätze, ſoweit ſolche über-
haupt beſtehen, klar und prinzipiell vorzutragen, wird in den
ahlreichen Verſammlungen, die ein ſeit längerer Zeit in unſeremVezirt tätiger kommuniſtiſcher Wanderredner abhält, ein häß

liches Geſchimpfe auf die Unabhängige Partei im
und einzelne ihrer führenden Perſonen im beſonderen vollführt,
als ob von deren Beſeitigung das Schickſal der Revolution ab
hinge und nicht von der Zertrümmerung des Kapitals und derBeſeitigung der rechts ſozialiſtiſchen Polksfeinde. Wir haben Lis

her von der zerſetzenden Tätigkeit dieſes fanatiſchen Heißſporns
nur in kurzen r r r otigs genommen, aberwas ſich in letzter Zeit in Halle ereignet hat, zwingt uns, ſo leid
uns das im Intereſſe der kevolutionaären Geſamtbewegung tut,
u ausführlicherer Stellungnahme. Wurde doch ſogar die letzte
ebensmitteldemonſtration dazu mißbraucht, um für die kom

muniſtiſchen Zerſplitterungsverſuche Propaganda zu machen. Was
ſchert ſich ſo ein ganz Unentwegter um Takt und Taktik, um die
geh ſo notwendige Einigkeit des Proletariats, wenn er
nur ſein Parteiſüppchen kochen kann. Mit bombaſtiſchen Worten
wurde angekündigt, daß am Montag „Anklagen gegen die ver
kappten Arbeiter und Betriebsräte der Unabhängigen Sozial
demokratie“ erhoben und ſchwere Abrechnung gehalten würde. Die
Arbeiter und Betriebsratsmitglieder waren beſonders eingeladen
und auch ſonſt war die Anzeige ſo aufgemacht, daß mit cinem
ſtarken Beſuch der Verſammlung von vornherein zu rechnen war.

Der Redner Karl Brauer machte ſich die Sache ſehr leicht.
Soweit er überhaupt ſachlich zu reden ſich bemühte, waren es die
längſt bekannten und von der U. S. P. zum großen Teil ſchon
durchgeführten Programmpunkte, die er den Zuhörern mit recht
viel Pathos und ſonſtigem kommuniſtiſchen Drumherum vortrug.
Schon die Einleitung war recht bezeichnend, indem er behauptete,
die Halliſchen Arbeiter wüßten nicht, wofür ſie am Montag nach-
mittag auf dem Markte demonſtriert hätten. Jm Unabhängigen
Programm ſtände nichts davon, daß diejenigen Arbeiterräte, die
ihre Pflicht verletzten, beſeitigt werden müßten. Die Unabhängi-
gen Arbeiterräte verhandelten nur immer, und wenn die Unter
nehmer ſagten: Das geht nicht! dann ſagen die Arbeiterräte:
„Das ſtimmt!“ Die ſoziale Frage könne nur gelöſt werden im
kommuniſtiſchen Sinne, nicht mit den Kapitaliſten! Eine echt
kommuniſtiſche „Entdeckung“. Eine a 3 ſondergleichen war
es, von den „Verbrechern Voß, Hue, Schlicke“ und dem Gewerk-

unabhängigenM re in Stuttgart zu reden und dieührer damit in Verbindung zu bringen, die nur diplomatiſiteren
und verhandeln. Geradezu komiſch mußte es wirken, wenn der
Redner auf die gemachten Zwiſchenrufe erwiderte: „Euch Schreiern
werden die Augen noch übergehen!“ Jntereſſant iſt für uns nur
das Geſtändnis, daß die Kommuniſten ihre nächſte Aufgabe darin
erblicken, Betriebsräte zu bilden und aufbauend zu wir-
ken, denn in drei Monaten würde der Zeitpunkt gekommen
ſein, daß das Proletariat die Macht ergreife. Wir meinen, daß
dazu nicht die Gründung einer neuen Partei nötig war, denn das
ſind ja die Forderungen der U. S. P. Nur glauben wir, daß
wir es in noch kürzerer Zeit zu ſchaffen gedenken, wenn die
Kommuniſten nicht wie bisher die proletariſche Einheitsfront gegen
den Kapitalismus bewußterweiſe ſtören. Es ſteht alſo feſt, daß
auch die Kommuniſten im Augenblick nichts zu unternehmen ge-
denken, und die Arbeiterſchaft ſich arg im Jrrtum befindet, wenn
ſie glaubt, durch ſie ſchneller aus dem kapitaliſtiſchen Elend
befreit zu werden. Die Verſammlung nahm infolge des
anmaßenden, überaus provozierenden Auftretens des Redners
einen dramatiſch bewegten, teilweiſe äußerſt ſtürmiſchen
Verlauf, und es bedurfte erſt des Eingreifens des Genoſſen
Kaſparek, damit die erregten Gemüter ſich wieder einigermaßen
beruhigten. Weiter verwahrte ſich unſer Genoſſe gegen Vorwürfe,
die gegen ihn in völlig unberechtigter Weiſe erhoben würden, und
ermahnte die Anweſenden, den häßlichen Bruderſtreit beiſeite zu
laſſen, denn „wenn zwei ſich ſtreiten, freut ſich der dritte“ der
Kapitalismus.

Jn längerer wirkungsvoller Rede, die ſich durch ihre vornehme
Sachlichkeit von dem bösartigen, r niedrigen ung ge-
häſſigen Geſchimpfe des kommuniſtiſchen Redners recht vorteilhaft
abhob, vertrat Genoſſe Koenen die Politik der Unabhängigen in
der Rätefrage. Er wies an Hand einwandfreien Materials ſchla
gend nach, daß unſere Partei ſich von Anfang an auf den Boden
des Räteſhſtems geſtellt habe, und erſt nachdem der erſte Räte-
kongreß ſich mit großer Mehrheit für die famoſe Nationalver-
ſammlung entſchied, die Teilnahme an den Wahlen beſchloſſen
worden ſei. Ein gleiches taten per auf die Begründer
der Kommuniſtiſchen Partei, Karl Liebknecht und Roſa Luxem-
burg; auch dieſe beiden bedeutenden Kommuniſtenführer
ſich auf der Gründungsverſammlung der K. P. D. mit aller Ener-
gie für die Beteiligung der Partei an dem Parla mentarismus
ausgeſprochen. Beide verlangten die Teilnahme an den Wahlen
ſowohl zur Nationalverſammlung als auch zu den Parlamenten
der Bundesſtaaten. Sie taten dies, nicht weil ſie glaubten, dort
irgendwelchen Einfluß ausüben zu können, ſondern um eine Tri-
büne der öffentlichen Kritik und Agitation für den Sozialismus
zu haben. Das ift genau der Standpunkt, wie ihn die U. S. P.
vertritt. Es iſt daher ſehr töricht, jetzt zu ſagen, daß der Bankerott
der bürgerlichen Geſellſchaft viel früher eingetreten wäre, wenn
unſere Vertreter aus ſämtlichen Parlamenten alſo einſchließ
lich den Stadtverordnetenverſammlungen, Gemeindevertretungen,
Kreistagen uſw. ferngeblieben wären. Uebrigens ſitzt ja Klara
Zetkin ja heute noch im Württemberger Landesparlament, und
ſie hat erſt kürzlich erklärt, lieber aus der K. P. austreten zu
wollen, als ihr Mandat niederzulegen. Sollten wir alſo aus den
Gemeindevparlamenten, in denen wir namentlich in unſerem Be
zirk vielfach die unbeſtrittene Mehrheit haben, austreten und den
bürgerlichen Jntereſſenpolitikern wieder das Feld überlaſſen? Zu
ſolcher Höhe politiſcher Weisheit dürften ſich unſere Genoſſen wohl
niemals aufſchwingen auch die Kommuniſten nicht. An einer
Fülle von Einzelbeiſpielen zeigte unſer Redner, wie wir gerade
in unſerem Bezirk ſchon praktiſch dafür wirken, was die Kom-
muniſten den Zuhörern als ihre nächſten Aufgaben predigen.
Nirgends ſei das Betriebsräteſyſtem ſo gut ausgebaut, als in
Mitteldeutſchland und wo die Räte ihre Pflicht nicht voll erfüllen,
ſeien die Arbeiter ſelbſt ſchuld und nicht die Unabhängige Partei.
Soweit es die zur Verfügung ſtehende knappe Zeit ermöglichte,
widerlegte Genoſſe Koenen ale die bekannten klohig dicken Un-
wahrheiten, die der Genoſſe von links, der einſt Schulter an
Schulter mit uns gekämpft, in ſeinen Referaten immer wieder
zum Vorſchein bringt. Dex langandauernde ſtürmiſche Beifall,
den er am Schluſſe ſeiner zur Einigkeit mahnenden Ausführungen
fand, ſind eifk Beweis, daß die Halliſche Arbeiterſchaft von der
kommuniſtiſchen Kataſtrophenpolitik nichts wiſſen will und ihre
einzige Vertretung nach wie vor in der U. S. P. erblickt.

Auch wir möchten an unſere Parteigenoſſen die Mahnung rich-
ten, die Einigkeit und Geſchloſſenheit unſerer Partei über alles zu
ſtellen, denn jede Vergeudung revolutionärer Kräfte kann verhäng-
nisvoll ſein für das Vorwärtstreiben der Revolution. Wir wiſſen,
daß einſt der Tag kommen wird, wo das geſamte revolutionäre
Proletariat wird geſchloſſen zuſammenſtehen müſſen zum letzten
entſcheidenden Schlag gegen den Kapitalismus. Der ſchlimmſte
Feind der Verwirklichung des Sozialismus iſt der engherzige
Parteiegoismus, der ſich beſonders bemerkbar macht bei unſeren
Genoſſen von links. Wohl reden ſie gewaltige Töne über die
Bildung einer proletariſchen Einheitsfront, ihr Handeln läuft aber
auf die Erziehung des Gegenteiles hinaus. Wenn man drüben
nicht recht bald zur Vernunft kommt, dann dürfte es ſchwer ſein,
die Kapitaliſtenklaſſe und ihre pſeudoſozialiſtiſchen Schildhalter
endgültig zu Boden zu ſtrecken.

Die Zünftler gegen den Achtſtundentag.
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Jnnungsleute, wie gegen alle

ſozialpolitiſchen Fortſchritte, auch gegen die achtſtündige Arbeits-
zeit, zu Felde ziehen. Die Handwerkskammer Halle,
die ſich mit der Frage beſchäftigte, erhob ſchwerwiegende
Bedenken gegen die ſchematiſche Einführung
des Achtſtundentages“. Die wenigen Ausnahmen, die die
Verordnung zulaſſe, ſeien für das Handwerk nicht ausreichend,
die Bedenken zu zerſtreuen und die „Mißſtände“ zu beheben. Der
Achtſtundenarbeitstag ſei im Kleinhandwerk im Jntereſſe der ein

nicht einheitlich durchführbar.

rn vonre un J iallgemeinen

zelnen Berufe und nicht zuletzt im Jntereſſe der Allgemeinheit
Die Handwerkskammer Halle ver-

tritt in einem Beſchluß den Standpunkt, daß die einſchlägige Ver
23. November 1918 im Handwerk, beſonders bei dem

unmöglich iſt, da das Handwerk in erſter Linie für
erſorgung in Frage kommt. „Das Handwerk iſt ge
o heißt es weiter, die ihm erteilten Aufträge im Jnter-

der Volksverſorgung ſo ſchnell als möglich auszuführen, oft
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noch nach Beendigung der Tageszeit. Es muß deshalb gefordert
werden, daß für das Handwerk weitgehende Ausnahme-
be ſtimmungen zugelaſſen werden. Jm übrigen bedauert
„das Handwerk“ ſehr, daß derartige tief in das Erwerbsleben ein
ſchneidende Beſtimmungen auf dem BVerordnungswege und nicht
auf Geſetzeswegen erlaſſen worden ſind.

Wird ſchon jetzt im Kleinhandwerk der Achtſtundentag nur
äußerſt mangelhaft eingehalten, wie ſoll es erſt dann ſein, wenn
dem Handwerk „Ausnahmen“ geſtattet ſind. Das ganze Handwerk
bildet dann eine einzige Ausnahme. Gerade die jugendlichen
Lehrlinge, von denen uns auch jetzt noch zahlreiche Klagen über un
menſchlich lange Arbeitszeiten zugehen, bedürfen des Schutzes der
Achtſtundenarbeit ganz beſonders

Aus dem Theaterausſchuß.

Nachdem im Theaterausſchuß geſtern wegen des früheren Be
ginns ſeiner Sitzungen leidenſchaftliche Auseinanderſetzunzwiſchen Magiſtrat und Juriſten dreiviertelſtundenlang ehe
werden mußten, kam man zur Beratung des Voranſchlags der Ein
nahmen und Ausgaben für das Stadttheater im Rechnungsjahr
1919. Als neuer Poſten tritt auf die Vergütung an einen Theater
arzt. Die ärztliche Hilfe für Publikum und Perſonal ſoll in e
Vorſtellung möglich ſein. Mehrere Aerzte werden ſich in dieſer
allabendlichen Tätigkeit ablöſen. Bemängelt wurde die ſchmähliche
Bezahlung der Garderobenfrauen und enſchließer mit einerganzen Reichsmark für den Abend. Das Publikum entwöhnt ſich
ja immer mehr des Trinkgeldergebens. Das iſt zu begrüßen dannmüſſen aber die bisher darauf angewieſenen er e durch ent-

ſprechend höheren und feſten Lohn entſchädigt werden. Die Aus
gaben für Bühnendekorationen, Gewänder uſw. erſchienen einem
Mitglied als zu niedrig angeſetzt. Herr Sachſe iſt aber voriges
Jahr mit der halben Summe ausgekommen, je es wurden da ſogarprächtige Bühnenbilder erzielt. Der Poſten Einnahmen aus Ein-
trittsgeldern war nach Meinung vieler Mitglieder allzu niedrig
bemeſſen. Der Betrag für die Stammkarten iſt z. B. erfreulicher-
weiſe ſchon um das doppelte überſchritten. Aller Vorausſicht nach
wird alſo der Zuſchuß im Rechnungsjahr 1919 nicht höher werden,
als der von 1918. Der Etat wurde den Stadtverordneten zur Ge-
nehmigung empfohlen.

Sodann wurde die Eingabe des Bürgerausſchuſſes wegen Er
gänzung der Theaterdeputatign durch Fachleute beraten. Die Anti-
Sachſe-Clique ſtand hinter der Eingabe. Selbſtverſtändlich brachenſie eine Lanze für die alte deutſche Kunſt, die ihnen hier nicht genug

gewürdigt wird. Wir ſind der Meinung, daß es in der Kunſt keine
nationale Schranken gibt, und hoffen, gerade auch durch die Kunſt
eine Wiederanbahnung der ſo nötigen internationalen Kultur-
arbeiten. Die moderne deutſche und internationale Kunſt darf
auf keinen Fall vernachläßigt wergen. Gegen die Erweiterung der
Deputation an ſich hatte der Ausſchuß keine Bedenken, und man
einigte ſich auf die Zahl der Mitglieder. Als Deputierte können
nur Fachleute und Bürger in Frage kommen, die alle Sonderinter-
eſſen hinter das Beſtreben ſetzen, unſer Stadttheater zu einer
Kulturſtätte und Volksbühne erſten Ranges zu geſtalten. Unſere
Genoſſen betonten dabei mit Nachdruck, daß die Bühnenangeſtellten
vor allen Dingen in der Fheaterdepution vertreten ſein müßten,
trotz aller formellen Bedenken. Während der Debatte war es ein
lichter Punkt, als der Polizeichef betonte, daß die „Ueberwachung“
des Theaters durch einen Poliziſten ein Unſinn wäre. Sehr richtig!

Der 14. Diſtrikt der N. S. P. hält am Freitag, den 11. Juli,
im Reſtaurant Köppchen, Unterberg 12, eine Beſprechung der Straßen

ab, die hierdurch aufgeſordert werden, ſämtlich zu er-
cheinen.

Ueber die Ortstarifverhandlungen der Angeſtellten wird uns
geſchrieben: Der zweite Verhandlungstag mit den Arbeitgebern wäre
alſo vorüber. Unendlich viel Worte ſind wieder geredet worden. Die
Erfolge ſtehen aber mit der vergeudeten Zeit, welche geſtern auf-
gewandt wurde, in gar keinem Verhältnis. Wenn über die weniger
wichtigen Fragen langwierige Verhandlungen zur Einigung geführt
haben, ſo mußte durch den von ſämtlichen Arbeitgebervertretern ein-
genommene recht unerfreuliche und unverſtändliche Standpunkt in-
bezug auf die Gehaltsregelung dieſe e bis auſ den kommenden
Freitag verſchoben werden. Bei dieſer für die Angeſtellten ſo brennend
wichtigen Frage bekundeten die Arbeitgeber aufs neue, daß ſie gar
nicht gewillt ſind, die wirtſchaftliche Not der Angeſtellten entſprechend
zu lindern. Dieſe ihre Haltung trat inſofern kraß hervor, daß ſie den
Angeſtelltenvertretern einen karg zugeſchnittenen Gehalteentwurf vor-
legten, der ob ſeiner beſchämenden Zugeſtändniſſe und Aufmachung
allgemeine Entrüſtung hervorrief. Es kam daher zu einer deutlichen,
teilweiſe ſcharfen Ausſprache, bei welcher mit Recht das Gebaren der
Arbeitgeber als eine Verſchleppungstaktik gekennzeichnet wurde. Es
wurde ferner ſeitens der Arbeitnehmervertreter betont, daß ſie von
ihrem vorgelegten Gehaltsentwurf, der als Verhandlungsbaſis an-
erkannt werden müſſe, unter keinen Umſtänden abgewichen werden
kann. Die weiteren Verhandlungen ſollen nunmehr vorausſichtlich
zum Ziele führen. Nach all dem Vorangegangenen haben die Arbeit-
geber ein klägliches ſoziales Verſtändnis den Angeſtellten entgegen-
gebracht; wir Angeſtellten müſſen daher auf jede Ueberraſchung
gefaßt ſein, darum ſeid auf der Hut!

Zur Lebeusmittelzufuhr. Aus dem Mittleren Arbeiterrat wird
uns geſchrieben: Um irrigen Anſichten entgegenzutreten, machen wir
darauf aufmerkſam, daß die am Donnerstag voriger Woche ab Ham
burg verladenen Kartoffeln wie im Ernährungsausſchuß feſtgeſtellt
wurde, und zwar durch Vorzeigen der Bahnaufgabebeſtätigungen vom
3. und 4. Juli infolge Störungen im Bahnbetrieb hier nicht ein
getroffen ſind. Es konnte infolgedeſſen nur ein Pfund zur Vertei-
lung kommen. Ferner weiſen wir darauf hin, daß das von auswärts
hier eintreffende Fleiſch auf dem hieſigen Schlachthof nochmals
tierärztlich unterſucht wird.

Neue Lebensmittelpreiſe. Ein Erlaß des Reichsernährungs-
miniſters beimmt, daß die Gemeinden für die ausländiſchen
Lebensmittel örtliche Kleinverkaufshöchſtpreiſe feſtſetzen. Folgende
Grundſätze ſollen beobachtet werden: Bei Reis: Abgabepreis
der Reichsſtelle an die Kommunalverbände 8,60 Mk. je Kilo. Nach
genouer Feſtſetzung der Zuſchläge für die Gemeinden und den
Kleinhandel koſtet für das Publikum ein Pfund höchſtens 2 Mk.
Bei Hülſenfrüchten: Abgabepreis der Reichsſtelle 2 Mk. je
Kilo, Pfundpreis im Kleinverkauf 1,25 Mk. Bei Mehl: Abgabe-
preis der Reichsſtelle 1,30 Mk. je Kilo, Pfundpreis im Kleinverkauf
1,25 Mk. Für Fleiſch und Speck werden in der Regel in
Klein- und Mittelſtädten 4,50 Mk. für das Pfund, in Großſtädten
4,75 Mk. bezahlt werden W peiſefett wird an die Ge
meinden mit 9 Mk. für das Kilo ausgegeben. Zuſchläge nur nach
den bisherigen Beſtimmungen der Reichsfettſtelle. Kondens
milch wird zu 1,80 Mk. für die Büchſe abgegeben werden können.
Bei ausländiſchen Kartoffeln ſind die Zuſchläge zum
Abgabepreis (20 Pf. für alte und 30 Pf. für Frühkartoffeln für
das Pfund) nach denſelben Grundſätzen zu berechnen, nach denen
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Brennſtoffverſorgung im laufenden Jahre zufolge derStreiks und W der Bergarbeiter un der unzu
Betriebsmittel der Eiſenbahnen faſt unüberwindlichen
keiten begegnet, und daß mehr denn je die denkdar e Spar
amkeit in der Verteilung und Verwendung der Brennſtoffe ge
oten iſt. Natürlich ſind die Bergarbeiter 4 daran, wenn

wir im nächſten Winter frieren müſſen. Dieſe Verleumdung ſcheint
unausrottbar zu ſein. as komiſch wirkt der Aufruf „denkbar größten Sparſamkeit“. Der riff Sparſamkeit Wiehe in
ſich, daß man etwas hat, womit man ſparen kann. Die Be
völkerung hat aber leider keine Kohlen und es t e 2lſ nicht
möglich. zu „ſparen“. Alerdings, gewiſſe Krei n Kohle,
denn ſie laſſen ſie ſich per Laſtkraftwagen direkt von der Grube
holen! Denen Sparſamkeit predigen, bedeutet Raubtieren Mäßi
gung zu empfehlen.
Vom Magiſtrat wird uns geſchrieben Einige Kohlenhändler ſordern
ihre Kunden auf, bei der Ortskohlenſtelle ſich Koksſcheine ausſtellen
zu laſſen, auf die dann nach Eintreffen der nötigen Koksmengen ge-
liefert würde. Leider muß ader darauf hingewieſen werden, daß gar
keine Ausſicht beſteht, auch nur annähernd genügende Mengen Koks
hierher zu bekommen; es hat alſo gar keinen Zweck, weng jetzt Scheine
ausgeſtellt werden, auf die dann nicht gelefert werden kann. Der
einzige Erfolg wäre der, daß einzelne infolge beſonderer r
Koks bekämen, die große Mehrzadl der Verbraucher aber nicht.
iſt alſo ganz beſtimmt richtiger, wenn immer nur ſoviel Scheine aus
gegeben werden, als vorausſichtlich auch geliefert werden kann.

Ein Jrrtum. Jn dem geſtern an dieſer Stelle unter der
Ueberſchrift: Schauriges Nachſpiel einer Kriegs
beſchädigten- Demonſtration veröffentlichten Berichte
über den Prozeß gegen den Lsejährigen Kriegsinvaliden Otto
Böttge iſt unſerem Berichterſtatter ein Jrrtum unterlaufen.
Es wird nämlich von Herrn Oberbürgermeiſter Dr. Rive gefagt,
daß er die Aeußerung getan haben ſoll „die Kriegsinvaliden
bildeten ein Verkehrshindernis.“ Wie uns nun dazu von berufe-
ner und gutunterrichteter Seite verſichert wird, iſt das eine Be
hauptung, für deren Berechtigung ſich ſelbſt bei einer Gegen
überſtellung ſeiner Urheber mit Herrn Dr. Rive der Be
weis nicht hat erbringen laſſen. Mit dieſer Feſtſtellung fällt auch

materiell wenigſtens die aus dem angeblichen Aus
ſpruch gezogene Schlußfolgerung in ſich zuſammen: daß „der un
glückliche Kriegsverletzte durch die Aeußerung Rives ſchwer
gereizt worden ſei. Unſer Urteil, daß die über Böttge verhängte
Strafe jedes mildernde richterliche Verſtändnis für ſein Ver
gehen und deſſen beſondere Umſtände vermiſſen läßt und als ge
radezu fürchterlich bezeichnet werden muß, wird natürlich
durch die vorſtehende Richtigſtellung nicht im geringſten berührt.

Lehrgänge für ſprachgeſtörte Kriegsteilnehmer finden von
Ende Auguſt ab wieder in der Provinzial-Taubſtummen- Anſtalt
in Halle ſtatt. An ihnen können insbeſondere auch zurückkeh-
rende Kriegsgefangene teilnehmen. Der Unterricht iſt koſtenfrei.
Nötigenfalls können auch die Familien Beihilfen erhalten. An
meldungen ſind an den Taubſtummenlehrer Simon in Halle,
Händelſtraße 2, richten. Unterkunft und Verpflegung vermittelt
i gariorgeſte e für Kriegsbeſchädigte in Halle, Neue Prome-
nade 33.

Die Halliſche Künſtlergruppe hat ſich nunmehr der November
t der u. a. Pechſtein, Klein, Tappert, Meidner, Belling,

okoſchka, Melzer, RichterBerlin uſw. angehören, angeſchloſſenund betitelt ſich jetzt unter Beibehaltung e Jury und Ge
ſchäftsführung: Halliſche Künſtlergruppe, Zweigſtelle der No-
vembergruppe. Die r hat bereits in allen grö-
ßeren Städten Deutſchlands und Oeſterreichs Ort pen, die
an allen Unternehmungen und Beratungen durch Entſendung von
Vertrauensleuten in den Zentralarbeitsausſchuß der Gruppe in
Berlin beteiligt ſind. Bemerkenswerter Einfluß auf die Neu
geſtaltung des deutſchen Kunſtlebens in Geſetz und Anſchauung
iſt ſchon gewonnen.

Stadttheater. Heute, Donnerstag, abend 8 Uhr, findet das
8. (letzte) Sinfonie-Konzert, der Kammermuſikabend des RoſsQuar-
tetts, ſtatt. Freitag, Der Zigeunerbaron. Sonnabend, Wilhelm Tell.
Sonntag nachmittag Volksvorſtellung, Der G'wiſſenswurm. Sonntag
abend, Martha. Montag, Alt Heidelberg. Dienstag, den 15. Juli,
beginnt der Ring des Nibelungen mit Rbeingold, ihm ſchließt ſich an
Donnerstag, den 17. Ja Die Walküre, Sonnabend, den 19. Juli,
Siegfried, Dienstag, den 22. Juli, Götterdämmerung. Die Preiſe
der Plätze betragen zu dieſen Gaſtſpielen das Dreifache der üdlichen
Opernpreiſe. Die an der Kaſſe beſtellten Stammkarten liegen im
Bankhaus Steckner zur Abholung bereit. Neuanmeldungen von
arten nimmt bis auf weiteres die Kaſſe des Stadttheaters
entgegen.

Jm Thalia- Theater gelangt am Sonntag, den 13. Juli als,
Gaſtſpiel des StadttheaterPerſonals der Schwank Penſion Schöller
von Jakoby und Loufs zur Aufführung.

Getragenes Schuhwerk für Minderbemittelte. Vom Magiſtrat
wird uns mitgeteilt, daß er zur Linderung der dringenden Not für
die in Schuhnot befindliche Bevölkerung größere Poſten gebrauchtes
Schuhwerk für Männer, Frauen und Kinder wieder hat herrichten
laſſen. Dieſelben ſind mit Lederſohle verſehen und kommen in der
Verkaufsſtelle der Altkleiderverwertung, Leipzigerſtraße 17, zum Ver
kauf. Die Abgabe erfolgt nur gegen Bezugsſchein.

Städtiſche Zaryg
Verkehr wie folgt: Beſtand der Einlagen am 31. Mai 96886272 Mk.
gegen 75641041.10 Mk. im Vorjahre. lungen vom 1. bis
30. Juni 6878526 47 Mk. gegen 4628009.15 Mk. im Vorjahre.
e 103 764 798.47 Mk. gegen 80269050.25 Mk. im Vorjahre.

e 1. bis 30. Juni 7852887.87 Mk. gegen 2276052.65
Mark im Vorjahre. Beſtand am 30. Juni d. J. 95911 910.60 Mk.
gegen 77 992 997.60 Mk. im Vorjahre.

Exploſion in einer Fenerwerkerei. Geſtern nachmittag entſtand
in der Feuerwerkerei am Lettiner Weg ein Brand, dem eine größere
Exploſion voranging. Durch die Exploſion wurde ein Eiſenbabnſchaffner am Kopfe leicht verletzt. Die herbeigerufene Feuerwehr hatte

nach zweiſtündiger Tätigkeit das Feuer auf ſeinen d be tDer entſtandene Schaden beträgt S 12000 Kiart ſchränkt
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Slänz. Anerkenn. Größe Neueten i an Verehg renin Werlobungs- Ringe bis ba in

Vom 1. bis 30. Juni geſtaltete ſich der

gabeldant zu kauten ge“
ff. unter V. H. 373 an

Exp. d. Blattes.

Aus der Provinz.
Pflievergeſſene Bauern.

Die der Bauern in den Harydörfernv Kehlen ſparen Der Reichskohlenkommiſſar teilt mit, daß die mehr und mehr Kein Wunder Die gewerbemäßigen
rer u r SsleiHbandier grerſelen die Horodörſer glei deuſchregenh en deleſeee Se e e e en e de ſhen 5den bitteren Ernſt der Lage erneut aufmerkſam und bittet die Be Junmen ung muß en gewinnen, als ob die

völkerung immer und immer wieder dahin aufzuklären, daß die men“ Städter wie es ja heutzutage auf dem Lande heißt
insgefamt Geld in und Fülle hätten und dement

ſprechend für die r v ordentſich geſchröpft wer
den könnten. Ja, einige Dörfer haben kur ad die Mol
kerei en W ſo Schwenda, Straßberg,Breitenbach. e Landkleute ſtellen kurzerhand die Pflicht
lieferungen ein. Der kommiſſariſche Landrat in Sanger-
hauſen Spankern, beſuchte die vebelliſche Gegend, konnte ſedoch
ſeine 2 Untertanen keines beſſeren belehren. Wo bleibt der
Kreisdtag Soll das ſtädtiſche Proletariat ſelbſt in gut ſozia
liſtiſchen Gegenden der Schleichhandelspraris der Schieber einer
ſeits und dem Ge r habgieriger Banern andererſeits aus

bleiben? Wo ſind unſere Genoſſen im Kreiſe Sanger
en

Merſeburg. Lächerliche Leichtgläuvjgkeit. Wie leicht es
dem neben Schwindler möglich iſt, die Konſt ſo gebildeten Kreiſe
der höchſten Adelsgeſellſchaft zu leimen, wenn er ſich als ihresgleichen
aueaidt das hat die Verhandlung vor der Holliſchen Strafkammer
gegen den 85 jährigen Bureauaſſiſtenten Haus Thümmel von hier
deutlich gezeigt. Von 1917 bis 1919 hat dieſer Grafen, Barone,Rittergutsbeſiher in einer Weiſe deſchwindelt, die ein ſehr bezeich
nendes Licht auf die Betroffenen wirft. Er hat ſich bald als Reviſor,
bald als Beamter des Landratsamts, bald als Landesſekretär auf-
geſpielt und auf ſeine ausgezeichneten Beziehungen vexwieſen. Die
ehrenwerten Opfer ſind glatt darauf hineingefallen. Als Architekt
Thieme hatte er ſich einer Gräfin H. damit genähert, daß er in die
bekannte Bodelſchwinghſche Anſtalt aufgenommen werden müſſe. Das
religiöſe Empfinden der Gräfin wurde dadurch bewogen, dem ver
meintlichen Stan noſſen auszuhelfen. Einem Oberſtlentnant v. Br.
und einem Barön v. V. wußte er ſehr geſchickt ihren Geldſack zu er
leichtern. Er trat dann mit ſehr wohlſituierten Gutsbeſiersfrauen
in Verbindung, um ihre Männer zu reklamieren oder durch Beziehungen mit dem Konſulat den Feſcngenen Angehörigen die Heim-

kehr zu ermöglichen. Auch hier ſind ihm anſehnliche Summen in die
Hände gefallen. Dieſe adelsſtolzen Barone, Grafen, Rittergutsbeſitzer
die von ihrem Herrenſtandpunkte aus die Landarbeiter a Geſindel
in den erbärmlichſten Verhältniſſen leben laſſen, haben für ihre
r Klaſſengenoſſen jederzeit Geld übrig. Jn dieſem

lle aber haben ſie ſich gehörig übertölpeln laſſen. Der Angeklagte
will mit den beſten Vorſätzen 1916 das Zuchthaus verlaſſen haben.
Er habe ſechs Monate gearbeitet, ſei aber durch die Schwatzhaftig-
keit eines Polizeibeamten entlaſſen worden. Er wurde zu drei
Jahren Zuchthaus verurteilt.

Schafſtädt. Stadtverordnetenſitzung. Jn der Sitzung vom
5. J wurde zunächſt Kenntnis genommen von dem Abſchluß der
Städtiſchen Serie der Stadthauptkaſſe und von der Regierungs
verfügung über die Finanzierung des hieſigen Arbeiterrates. Ein von
den Demokraten eingebrachter Dringlichkeitsantrag, dem Arbeiterrat
von jetzt an die Mittel zu verweigern, wurde faſt einſtimmig abgelehnt.
Das ch des Polizeiwachtmeiſters Hölzig um Penſionierung wurde
angenommen und die Stelle ſoll zum 1. Oktober neu beſetzt werden.
Wahrſcheinlich geht der Wachtmeiſter deshalb, weil er nicht mit einem
Sozialdemokraten, einem Arbeiter per arbeiten will. Die Klein
kinderſchnle ſoll wegen der damit verbundenen Feun aus dem
neuen Rathauſe nach der neuen Schule verlegt werden. Dem Geſuch
von Sattler Thieme, die oberen Stuben des alten Rathauſes als Not
wohnung benutzen zu können, wurde ſtattgegeben. Die zum Schützen-
haus gehörigen Aecker und Gärten ſollen öffentlich meiſtbietend verpacdtet
werden. Der Beſchluß der Schuldeputation, eine weitere Lehrerſtelle
zu errichten, wurde gebilligt, ebenſo dem Beſchluſſe der Anpflanzungs
kommiſſion, den Wißmannsleberweg mit Kirſchen anzupflanzen. Ferner
wurde beichloſſen, die Gemeindeſteuern für das Jahr 1919 nach der
Vorlage der Regierung vom 4. Juni 1919 zu erheben. Einkommen
bis 1500 Mk. bleiben ſteuerfrei. Ein von den vereinten Würgerlichen
Kandidaten am Schluſſe eingebrachter Dringlichkeitsantrag, die rote

hne vom Rathauſe zu entfernen, wurde abgelehnt. Vorſteher
enoſſe Pix kam dann noch auf die unvollſtändige Ablieferung der

Kirſchen an die Stadt von ſeiten der Pächter zu ſprechen und erſuchte
den Magiſtrat, den Pächter Ernſt Dreſe-in Strafe zu nehmen, da er
nicht alle Kirſchen pflichtgemäß an die Stadt abliefert, ſondern einen
Teil wahrſcheinlich im Schleichhandel verkauft.

Müchein. Die Kommuniſten hielten am an hier eine
Volksverſammlung ab. Der Referent bewegte ſich in ſeinen Aus
ſührungen ganz im Sinne des arme der U. S. P. Die Ge
noſſen Seifahrt aus Merſeburg und Scheibner hatten es leicht, die
bekannten Einwürfe zu zerſtreuen, was alles hätte beſſer gemachtwerden müſſen. Der hoch iche Verlauf der Verſammlung wurde durch

das Schlußwort des Referenten getrübt, worin dieſer die ſo oft wider
legten angeblichen Sünden der U. S. P. geißelte. Die Verſammlung
zeigte den Le deutlich, wie gering die Gegenſätze zwiſchen den
beiden Parteien ſind, wie unverantwortlich es aber auch iſt, die ge
ſchloſſene r zu ſpalten. Die Verhältniſſe aber werden
in kurzer Zeit die Proletarier zu einer einigen Kampffront zuſammen
ſchmieden. Nicht mit Redensarten und Schlagworten kann man eine
neue Gefellſchaftsform aufbauen. Erſt die Erkenntnis der politiſchen
und wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Bunde mit dem revolutionären
Willen der Arbeiterſchaft wird die Triebkraft zu einer raſchen Ent
wicklung bilden.

Günthersdorf. Wieder ein Mord Es iſt teiltworden, daß der Gutsarbeiter Miſch beim Wildern erſchoſſen wor-
den ſei. t ſich heraus, daß ein ganz anderer Sachverhalt
dem Tode Miſchs zugrunde liegt und daß eine ſtrenge Unter-
ſuchung erforderlich iſt. Miſch ging mit mehreren Bekannten die
Straße entlang und pflückte ſich im Vorübergehen eine Handvoll
Kirſchen. Dabei iſt er von dem Oberjäger Heidrich, der bei den
Kirſchen Wache hielt, er ſchoſſen worden. Die Ausſage des
Heibrich, Miſch habe zuerſt ſcharfgeſchoſſen, ſcheint uns ſehr der
Nachprüfung zu nn wegen einer Handvoll Kirſchen, die
man im Vorübergehen pflückt, bewaffnet man ſich nicht und ſchießt
man auch nicht. Heute haden geig Leute die Knarre immer
ſchnell bei der Hand, wenn es gilt, einem Arbeiter das Lebenslicht
auszublaſen. Die Schießereien mit tödlichem Ausgang nehmen
auf erſchreckende Weiſe überhand und es iſt nötig, daß die Achtung
vor dem Menſchenleben wieder ſteigt, die jetzt auf den Nullpunkt
geſunken iſt.

Verantwortlich für Politik vrd Darteinachrichten Karl Bock; für Halle und
Saakkreis und Aus der z Dottliet für r HermannSchade 3 olkgblatt G. m. b. H. vrug: Halleſche Genofſſenſchaftäbuchdrucherei,
V. m. d. I
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Nürnberg, ö. Juli.

Sechſter Verhandlungstag.

Graßmann- Berlin erſtattet den
Bericht der Statutenkommiſſion.

Dieſe hat ſich dafür erklärt, die beſtehenden Formen der
zerufs- und Jnduſtrieverbände weiter erhalten bleiben und daß
ur einzelne Ausnahmen r werden ſollen. Die An
räge Dißmann und Genoſſen, die auch die Be
riebsräte und Arbeiterräte mit der Ab-chließung von Vereinbarungen mit den Unter-
ehmern betrauen wollen, hat die Kommiſſionbgelehnt. Ebenſo den Antrag Thomas, der ſich für die
nduſtrieverbände ausſpricht. Auch die Anträge des Genoſſendißmann und Genoſſen, die auf ein größeres Nitbeſtimmunge
echt der Mitglieder hinführen, ſind von der Kommiſſion abgelehnt
»orden. Ferner wurde abgelehnt ein Antrag der Bergarbeiter,
aß alle unter Tage beſchäftigte Arbeiter, ſoweit ſie einer Knapp
haftspenſionskaſſe angehören, nur dem Bergarbeiterverband an
ehören dürfen, hat die Kommiſſion ebenfalls abgelehnt. Die
kommiſſion empfiehlt den Organiſationen, da, wo viel weibliche
Nitglieder vorhanden ſind, auch entſprechend viel weibliche Dele-
ierte zu wählen.
Zu dem Bericht der Kommiſſion ergreift Diß mann Frank

urt das Wort und bemerkt, daß die Anträge von der Kommiſſion
zur deshalb abgelehnt worden ſeien, weil ſie von der Oppoſition
errühren. Der Vorſitzende Legien weiſt dieſen Vorwurf zurück.
dißmann kritiſiert den engherzigen Standpunkt der Kommiſſion,
er den Mitgliedern e e weiteren Rechte einräumen will.
Müller Zentra beiter-Sekretariat empfiehlt hierauf die

lnnahme eines Antrages, daß die beſtehenden Ortsgruppen ſich
em für ſie geltenden Arbeiterſekretariat anſchließen und dafür
zeiträge zahlen müſſen. Zernicke-Berlin wendet ſich gegen Diß-nann und meint, die Urwahlen ſeien ein Jdeal, da ſich erfahrungs-
emäß nur immer ein geringer Bruchteil der Mitglieder an dieſen
Lahlen beteiligen.
Es wird nun über das Statut und die Anträge abgeſtimmt. Der

kongreß entſcheidet ſich die Aufrechter haltung der
isherigen r ationsform unter Zulaſſung von[bweichungen und lehnt ſämtliche Antzäge Dißmann und Ge-
toſſen mit großer Mehrheit ab. Au er Antrag der Arbeiter-
ekretäre wird gegen wenige Stimmen angenommen. Jn der Ge-
amtabſtimmung wird darauf das Statut mit großer Mehrheit
ingenommen.

Es folgt nun die Beratung von Punkt 8 der Tagesordnung:
Die Sozialiſierung der Jnduſtrie.

Umbreit (Generalkommiſſion) führt als Referent dazu etwa
olgendes aus:
Die Konzentration der Produktionsmittel habe eine Höhe er

eicht, wo ſie unerträglich werde für die geſamte Volkswirtſchaft.
durch die Verwirklichung der Sozialiſierung müſſe der zweite
-7chritt der Revolution getan werden. Leider ſei der Weltkrieg
jekommen, der uns ein Trümmerfeld hinterlaſſen hat. Jn dieſem
Zuſtande ſollen wir ſozialiſieren. Dazu kommt noch, daß unſer
ßolk irre geworden iſt in dem Glauben an die ſieghafte Kraft des
-ozialismus. Kleine Gruppen und Grüppchen glauben, durch
diktatur und Gewalt den Sozialismus verwirklichen zu können,
der Sozialismus kann aber nür auf friedlichem Wege eingeführt
verden. Wir müſſen ſozialiſieren, um die furchtbaren Folgen des
rieges überwinden zu können. Aber ſehr viel kann ſchon jetzt ſo-
zialiſiert werden, die von der Regierung der Volksbeauftragten
ingeſetzte Sozialiſierungskommiſſion erklärte bereits in ihrer
Kundgebung vom 14. Dezember 1918, daß es von der Natur der
Setriebe abhänge, in welcher Weiſe ſie zu ſozialiſieren ſeien. So-
ange wir mit der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft zu rechnen
zaben, müſſen wir auch mit deren Abwehr rechnen. Die Forde-
ung der Sozialiſierung beſagt nicht, daß nunmehr im ganzen
Reiche ſogzialiſiert wird. Die dazu reifen Betriebe ſollen in erſter
Linie ſozialiſiert werden. Das ſind in erſter Linie die Betriebe,
die für Reich, Staat und Gemeinde arbeiten. Der Sozialismus
nüſſe aber auch vor der Bureaukratie bewahrt werden, denn dieſe
ſei ihr ſchlimmſter Fall. Der ſoziale Staat dürfte kein Zuchthaus-
taat ſein. Er ſoll ſich aufbauen auf dem Grundſatz der Gleich-
erechtigung, wobei auch der geringſte Arbeiter das Selbſtbeſtim-
nungsrecht in allen Fragen ausüben könne. Die gegenwärtigen
Arbeitsgemeinſchaften ſind eine Vorſtufe zur o aliſiezng der
Betriebe. Der Sozialismus dürfe aber nicht zu einer Lohn-
hewegung gemacht werden. denn er ſei keine Lohnfrage. ſondern
ine Exiſtenzfrage der Geſamtheit. Der Redner ſchließt: Sozia-

erEin Rückblick aus dem Jahre 2000.
58] Von Edward Bellamhy. Nachdr. verb

„Die Formen der Religionsübung des Volkes haben natürlich
im Laufe eines Jahrhunderts ganz erhebliche Veränderungen er-
fahren,“ verſetzte Doktor Leete, „aber ſelbſt vorausgeſetzt, daß dies
nicht der Fall geweſen wäre, würden ſie ſich doch ſehr gut unſerer
Geſellſchaftsordnung anpaſſen können. Die Nation ſtellt gegen
einen verbürgten ietzins jedem einzelnen oder jeder Gruppe
von Perſonen ein Gebäude zur Verfügung, das ſo lange benutzt
werden darf, als der Mietzins entrichtet wird. Was die Geiſt-
lichen anbelangt, ſo kann man ſich ihre Amtstätigkeit genau aufdie nämliche Weiſe ſichern wie die Dienſte eines Redakteurs.

Jeder beliebigen Anzahl von Bürgern ſteht es frei, ſich die Dienſte
ſjemandes ſeine Zuſtimmung natürlich vorausgeſetzt für
einen beſonderen perſönlichen Zweck zu verſchaffen, der mit der
nationaln Arbeitspflicht nichts zu tun hat. Sie braucht nur auf
Rechnung der betreffenden Kreditkarten der Nation eine Ent-
ſchädigung dafür zu zahlen, daß ſie dem Arbeitsheer die Arbeits-
kraft jener Perſönlichkeit entzieht. Die der Nation entrichtete
Entſchädigung entſpricht dem Gehalt, das zu Jhrer Zeit den
Geiſtlichen uſw. ſelbſt gezahlt wurde. Die mannigfaltige Anwen-
dung des angedeuteten Grundſatzes läßt der Privatinitiative auf
all den Gebieten freien Spielraum, wo die Verſtaatlichung nicht
durchführbar iſt. Wenn Sie heute eine Predigt hören wollen, ſo
können Sie entweder in eine Kirche gehen oder auch zu Hauſe
bleiben.“

„Wie kann ich predigen hören, wenn ich zu Hauſe bleibe?“
„Sie brauchen uns nur in das Muſikzimmer zu begleiten und

ſich einen bequemen Platz auszuſuchen. Es gibt zwar noch Leute,
die Predigten lieber in der Kirche hören, aber meiſt werden unſere
Predigten wie unſere Muſikaufführungen nicht öffentlich gehal-
ten, ſondern in akuſtiſch gebauten Räumen, die mit den Häuſern
der Abonnenten durch Telephonleitungen verbunden ſind. Soll-
ten Sie es vorziehen, in eine Kirche zu gehen, ſo werde ich Sie
gern dahin begleiten, aber ich bin überzeugt, daß Sie wirklich
nirgends eine beſſere Rede hören würden, als hier im Hauſe. Wie
ich nämlich aus der Zeitung erſehen habe, predigt heute vormittag
Herr Barton, und er predigt nur durch das Telephon. Seine
Zuhörerzahl erreicht oft eine Höhe von einhundertfünfgigtauſend.“

„Wenn kein anderer Grund mich veranlaſſen könnte, Herrn
Barton zu lauſchen, ſo würde mich ſchon die Neuheit des Exvperi-
mentes beſtimmen, eine Predigt unter ſolchen Umſtänden zu
hören,“ ſagte ich.

Ein oder zwei Stunden ſpäter, als ich leſend in der Vibliothek
ſaß, holte mich Edith ab. Jch folgte ihr in das Muſikzimmer, wo
Herr und Frau Leete ſchon warteten. Kaum hatten wir bequem
Pla n als es klingelte. Wenige Augenblicke darauf
redete die Stimme eines Mannes in der Stärke des gewöhnlichen
Geſprächtones zu ungs, ſo daß es ſchien, als ob ſie von einer un

u iſt die Einheit von Organiſation, Selbſterziehung und Ar
it.

Es tritt nun die Mittagpauſe ein. Vorher wird noch das Reſul-
tat der zum Bundesvorſtand, die per Stimmzettel erfolgte,
bekanntgegeben. Es ſind gewählt:

Als 1. Vorſitzender C. Legien (428 Stimmen), als Stell
vertreter C. Graßmann (429) und A. Cohen (417), als
Kaſſierer H. Kube (418), als Redakteur B. Umbreit (412),
als Sekretäre A. Knoll (484) und R. Löffler (481); zuBeiſitzern wurden gewählt: C. Backert 33 L. Brunner
(423), C. Bruns (407), C. Giebel (a428), G. Sabath
8365), J. Saſſenbach (408), G. Schmidt ((418), und

Silberſchmidt (427). Die von der Oppoſition auf
geſtellten Kandidaten erhielten 1590 bis 168 Stimmen.
Jn der Nachmittagsfitzung erhielt das Wort zu ſeinem Kor

referat Genoſſe Dr. Hilferding- Berlin. Er führte aus:
Es iſt die gemeinſame Ueberzeugung aller Sozialiſten, daß

die ſozialiſtiſche Produktion der kapitaliſtiſchen überlegen
iſt. Das deutſche Volk könne ſich jetzt nicht mehr den Luxus
reden Kapitaliſten-Magnaten den Mehrwert zu überlaſſen.
Wir müſſen aber darauf achten, daß die Sozialiſierung ohne
Störung der Produktion erfolgt. Wir brauchen zur Sozialiſie-
rung nicht nur die Mitwirkung der Arbeiter, ſondern auch die der
Techniker, der Kaufleute und der Beamten. Aber wir brauchen
nicht die Unternehmer als Leiter beibehalten, denn von Privat-
unternehmern iſt jetzt keine Rede mehr, die Ausbeutungsfunktion
muß ausgeſchaltet bleiben. Bei der Sozialiſierung kommt es zu
nächſt darauf an, die Betriebe zu ſozialiſieren, wo die größte
Machtpoſition des Kapitals ſteckt. Das ſind in Deutſchland

die Jnduſtrien der Erze, Kohle, Eiſenbahnen uſw.
Es gibt dann noch eine Reihe von Fertiginduſtrien, die für die
Kommunaliſierung in Frage kommen. Außerdem kommen noch
andere Wirtſchaftszweige in Betracht, ſo das Verſicherungs- und
Hypothekenbankweſen. Beim Handel werden wir unterſcheiden
müſſen zwiſchen Export und Jnlandsabſatz. Der letztere kann in
Verbindung mit Genoſſenſchaften erfolgen. Wenn wir die Gebiete
der Rohſtoffe und der Kraftgewinnung ſozialiſiert haben, dann
ſind das die Betriebe, auf die ſich die Macht der Banken ſtützt.
Die Banken ſind Kreditvermittler und dieſe Kreditvermittlung
iſt notwendig, ſolange wir noch eine kapitaliſtiſche Produktion
haben. Aber die Kreditvermittlung muß kontrolliert werden,
was durch die Reichsbank geſchehen könnte. Die Entſchädi-

iſt keine Frage des Prinzips, ſondern der
zweckmäßigkeit. Wenn wir mit einem Schlage ſoznaliſieren

könnten, brauchten wir nicht zu entſchädigen. Wir können aber
die Summen, die wir entſchädigen, durch Auferlegung von Steuern
bei den beſitzenden Klaſſen wieder einbringen.
Es iſt bedauerlich, daß die Sozialiſierungskommiſſion demiſſio

nieren mußte. Dazu war ſie aber gezwungen, weil die Regierung
abſolut nichts tat, um die Sozialiſierung einzuleiten. Erſt durch
den Generalſtreik der Bergarbeiter ließ ſie ſich zu einem Geſetz
herbei, das von Sozialiſierung nichts weiter als den Namen ent-
hielt. Der Bergbau iſt aber für die Sozialiſierung ſo geeignet, daß
die engliſche Regierung, in der kein einziger Sozialiſt
ſitzt, in Ausſicht genommen hat, den Bergbau zu nationaliſieren,
daß alſo die Sozialiſierung des Bergbaues in England weiter iſt
als wie in Deutſchland. Jch bin der Meinung, daß heute in Deutſch
land nicht mehr daran gedacht wird, überhaupt zu ſozialiſieren.
Das ſcheint mit aus den Plänen des Reichswirtſchaftsminiſteriums
hervorzugehen. Dieſe Pläne des Reichswirtſchaftsminiſteriums
bedeunten geradezu

eine Gefahr für die Sozialiſierung.
Wir müſſen gerade angeſichts dieſer Pläne mit aller Entſchiedenheit
betonen, daß das, was wir wollen, nicht die Nebertragung der Ar
beitsgemeinſchaften auf kapitaliſtiſche Betriebe, ſondern die ſozia
liſtiſchen Betriebe ſind. Die Frage der Sozialiſierung wird ent-
ſchieden durch die Eroberung der politiſchen Macht. Am 9. No-
vember hat dieſer Machterweiterungsprozeß begonnen. Die Be-
gleiterſcheinungen der Fortſetzung ſind natürlich für niemand an-
genehm, aber ſie ſind begreiflich. Wir müſſen uns aber wieder zur
Einigung durchkämpfen, denn das Proletariat braucht die politiſche
Macht, bis alle ökonomiſchen Vorbereitungen für die Sozialiſierung
gegeben ſind. Der Sozialismus iſt aber keine Magenfrage, ſondern

eine große Jdee.
Nur wenn wir den Sozialismus nicht als eine materielle Frage,ſondern als eine große See auffaſſen, dann werden wir das große

Reich der Freiheit gründen können. (Lebhafter Beifall.)
Der zweite Korreferent Heckert iſt bereits abgereiſt und muß

daher auf ſein Referat verzichtet werden. Eine Debatte über die

beiden Referate wird nicht nſcht. Der Vorſitzende Le gienglaubt feſtſtellen zu können, 3 die Piegekieg ſich im großen und

ganzen mit dem Jnhalt der Referate einverſtanden erklären.
zur Frage der gewerkſchaftlichen Unterrichtskurſer

erhält Saſſenbach (Generalkommiſſion) das Wort und emp
fiehlt in kurzen Ausführungen die Wiederaufnahme der durch den.
Krieg unterbrochenen Unterrichtskurſe. Der Kongreß ſtimmt dem
zu. Zur Regelung des Lehrlingsweſens beſchränkt ſich derReferent Saſſenbach ebenfalls auf einige kurze n
Er verlangt, daß das bisherige Vorrecht der Jnnungen beſeitigt
wird und daß Zentralkommiſſionen gebildet werden, die das Lehr

lingsweſen regeln ſollen. 7chdem noch Albrecht Berlin und 7 n rſich zu den von Saſſenbach vorgeſchlagenen Richtlinien geäußert,
ſtimmt der Kongreß dieſen mit großer Mehrheit zu. Das Referat

werden, da der Referent am Erſ
hindert iſt.

Giebel Berlin tritt nunmehr r
Reichsverſicherung ein und Re
ſion) fordert z r einer größeren Zahl Ar-beiterkontrolleure, die die Schutzvorrichtungen zu über
wachen haben. Die Anträge werden einſtimmig angenommen.

Es liegen nun eine ganze Reihe verſchiedener Anträge vor.
Faß Berlin begründet einen Antrag, zu fordern, daß die
Lebensmittelrationen erhöht werden. Er wirft den
Bauernräten vor, daß ſie ihre Pflicht nicht erfüllen und ſich zu
reaktionären Zwecken gebrauchen laſſen. Brückner Berlin be
gründet einen Antrag, die ge werbsmäßige Stellenver-
mittlung zu verbieten. Tarno Berlin tritt für die
Sicherung der Tarifverträge beider Arbeitsver-
mittlung ein.

Alle dieſe Anträge werden einſtimmig angenommen.

eine Reform der
inke (Generalkommiſ-

der Behandlung eines Antrags Haß Köln, der verlangt, daß die
Drangſalierung beſonders der Gewerkſchaftsgenoſſen in den be
ſetzten Gebieten durch Eingreifen der dazu in Frage kommenden
Stellen beſeitigt wird. Dißmann- ergreift zu dieſem Antrag
das Wort, erklärt ſich damit einverſtanden, ſchildert aber aus
eigener Erfahrung. daß die franzöſiſchen und anderen 237
Behörden ſtets darauf hinweiſen, in welcher Weiſe während des
Krieges die deutſchen Behörden in Frankreich und Belgien gehauſt
haben. Als Haß-Köln darauf erwidert, daß dieſe Bemerkung hier
nicht am Platze geweſen ſei, will Dißmann darauf erwidern, wird
aber durch lebhafte Schlußrufe daran gehindert. Erſt nach einer
Weile gelingt es, die Ruhe wicder herzuſtellen.

To ſt Berlin begründet dann eine Reſolution, bei dem
Wiederaufbau in Belgien und Nordfrankreich

das Privatkapital auszuſchließen. Der Antrag wird
einſtimmig angenommen. Ferner nimmt der Kongreß einen von
Faß Berlin begründeten
ganiſationen beſchloſſenen Boykott der Freiwilligen Ver
wieder aufzuheben, an, nachdem Schlieſtädt-Remſcheid ſich gar
energiſch dagegen ausgeſprochen hatte. Dieſe Abſtimmung wir
durch lebhaftes Pfui-Rufen ſeitens der Oppoſition aufgenommen

einen Brigadebefehl zur Kenntnis, worin zur Niederwer
Streiks Waffengewalt angeordnet wird. Der Redner kennzeichnet
dieſen Befehl mit kernigen Worten und bemerkt zum Schluß, daß
alle Kräfte zuſammengenommen werden müſſen, um ſolchen Zu
ſtänden ein Ende zu bereiten.

Der Vorſitzende Le gien erklärt im Namen des Kongreſſes, t
dieſer ſich gegen den Brigadebefehl wendet. Es werden dann n

dann, nach einigen Worten von dem als Gaſt anweſenden Genoſſen
Thomas-Wien, der ſeiner Freude darüber Ausdruck gibt, daß der
Kongreß verlaufen iſt, ohne daß es zur Spaltung der deutſchen Ge
werkſchaftsbewegung kommt, und nach einem längeren Schlußwort

bewegung geſchloſſen.

Aus der Partei.
Der Zug nach links.

Jn Glanbitz bei Rieſa in Sachſen waren bisher die i
ſationen der Rechtsſozialiſten und der Unabhängigen etwa gleich ſtar
Bei einer Mitgliederverſammlung der Rechtsſozialiſten die dieſer
Tage ſtattfand, wurde nach reiflicher Ausſprache mit allen gegen nur
3 Stimmen beſchloſſen, insgeſammt zur U. S. P. D. über
zutreten. Auch aus den übrigen Orten des Bezirkes ſind, w.
gemeldet wird, ſolche Geſamtübertritte zu unſerer Partei zu erwarte:

3

ſichtbaren Perſon im Zimmer ſelbſt ausginge. Die Stimme aber
ſprach alſo:

„Jn der vergangenen Woche iſt ein Kritiker aus dem neun-
zehnten Jahrhundert unter uns gekommen, ein lebender Vertreter
der Zeit unſerer Großeltern. Es müßte wunderbar ſein, wenn
eine ſo ungewöhnliche Tatſache unſere Einbildungskraft nicht
ſtark beeinflußt hätte. Sicherlich ſind die meiſten von uns durch
ſie zu dem Verſuche angeregt worden, ſich die Geſellſchaft vorzu-
ſtellen, wie ſie vor hundert Jahren war, und ſich klarzumachen,
was es bedeutet haben muß, damals zu leben. Jndem ich Sie
nun erſuche, mit mir gewiſſe Betrachtungen anzuſtellen, die mir
das Ereignis nahegelegt hat, nehme ich an, daß ich mehr dem
Laufe Jhrer eigenen Gedanken folge, als ihn ablenke.“

Bei dieſer Stelle der Predigt flüſterte Edith ihrem Vater etwas
zu, worauf er zuſtimmend nickte und ſich zu mir wandte.

„Herr Weſt,“ ſagte er, „Edith meint, daß es Jhnen vielleicht
peinlich ſein könnte, eine Rede in dem Sinne zu hören, wie es
von Herrn Barton angedeutet worden iſt. Sollte dem ſo ſein, ſo
brauchen Sie deswegen nicht auf Jhre hen Le Predigt zu ver-
zichten. Wenn Sie es wünſchen, ſo wird uns Edith mit Herrn
Swecters Predigtzimmer verbinden, und ich kann Jhnen auch für
dieſen Fall einen recht guten Vortrag verſprechen.“

„Nein, nein!“ erwiderte ich. „Glauben Sie mir, daß ich viel
lieber hören möchte, was uns Herr Barton zu ſagen hat.“

„Wie es Jhnen beliebt,“ antwortete mein Wirt.
Als ihr Vater zu mir ſprach, hatte Edith einen Knopf berührt,

und Herrn Bartons Stimme war plötzlich verſtummt. Jetzt, auf
einen anderen Druck ihrer Hand, ward das Gemach von neuem
mit den ernſten, ſympathiſchen Lauten erfüllt, die bereits einen
ungemein günſtigen Eindruck auf mich gemacht hatten.

„Jch glaube annehmen zu dürfen, daß dieſer Rückblick eine
gleiche Wirkung auf uns alle ausgeübt hat: größer denn je iſt
unſer Staunen über die wunderbare Wandlung, die ein kurzes
Jahrhundert in der materiellen und moraliſchen Lage der Menſch
heit herbeigeführt hat.

Dennoch mag der Gegenſatz zwiſchen der Armut unſerer Nation
und der Welt überhaupt im neunzehnten Jahrhundert und ibrem
gegenwärtigen Reichtum vielleicht nicht größer ſein als der Ab-
ſtand zwiſchen der Armut und dem Reichtum verſchiedener an-
derer Geſchichtsperioden. Nicht größer vielleicht zum Beiſpiel als
der Gegenſatz zwiſchen der Armut unſeres Landes zur Zeit der
erſten Koloniſation im ſiebzehnten Jahrhundert und dem verhält-
nismäßig großen Wohlſtand, deſſen es ſich gegen Ende des neun-
ehnten Jahrhunderts erfreute; oder zwiſchen dem England Wil-ßeln: des Eroberers und dem der Königin Viktoria Gewiß wa

der Geſamtreichtum einer Nation damals ebenſowenig wie jetzt
ein genauer Maßſtab für die Lage ihrer Volkegenoſſen. Allein
Beiſpiele wie die angeführten ermöglichen uns doch eine teilweiſe
Parallele zu der materiellen Seite des Gegenſatzes, der zwiſchen
dem neunzehnten und dem zwanzigſten Jahrhundert beſteht. Erſt
wenn wir die moraliſche Seite des Gegenſatzes zwiſchen den beiden

Perioden betrachten, ſo finden wir uns einer Erſcheinung geg.
über, mit der ſich in der Geſchichte nichts vergleichen ſo wen
wir auch zurückblicken mögen. Man wäre beinahe verſucht, au
zurufen: „Da muß ein Wunder geſchehen ſein!“ Wenn wir
doch das müßige Staunen laſſen und an eine kritiſche Unterſuchung
des anſcheinend Wunderbaren herantreten, ſo ſtellt ſich herau
daß es durchaus nichts Wunderbares, e enn ein Wunder
iſt. Um die vorliegende Tatſache zu begreifen, braucht man nie
einmal eine moraliſche Wiedergeburt der Menſchheit anzunehm
oder eine reſtloſe Vernichtung aller Böſen und Erhaltung der
Guten allein. Sie findet ihre einfache und einleuchtende Er
klärung in der Rückwirkung veränderter Geſellſchaftsverhältni ſ.
auf die menſchliche Natur. Sie bedeutet nichts anderes als dieſe
Eine Geſellſchaftsordnung, die auf den falſch verſtandenen Jnt
eſſen der Selbſtſucht des einzelnen beruhte und an die geſellſchaf
feindlichen und tieriſchen Jnſtinkte der menſchlichen Natur app
lierte, iſt durch Einrichtungen erſetzt worden, die auf die wahr
Intereſſen einer vernünftigen Selbſtloſigkeit der einzelnen
gründet ſind, und die ſich an die ſozialen und edlen
Menſchen wenden.

Meine r wenn Sie die Menſchen wieder als die wilde
Beſtien ſehen möchten, als die ſie uns im neunzehnten Jahrhe
dert erſcheinen, ſo brauchen Sie nur die alte wirtſchaftliche
ſoziale Ordnung wieder einzuführen. Sie lehrte jedem einzelnen
in den Mitmenſchen eine natürliche Beute zu ſehen und ſeinen
eigenen Gewinn in dem Verluſt des Nächſten zu ſuchen. Ohne
Zweifel glauben Sie, daß auch die bitterſte Not Sie nie in Ve
ſuchung geführt haben würde, von dem zu leben, was Jhre größere
Gewandtheit oder Kraft anderen zu entreißen vermocht hatte, dir
ebenſo er waren wie Sie ſelbſt. Aber ſtellen Sie ſich vor
daß Sie nicht bloß für Jhr eigenes Leben zu ſorgen hätten, vdann? Fch bin überzeugt, daß es unter nſeres orfahren vie

gegeben haben muß, die wenn es ſich ihr eigenes Lebe
gehandelt haben würde lieber in den Tod gegangen wären, e

Aber das durften ſie nicht.
Der Mann liebte das Weib damals wie heute.

Gott weiß, woher er den Mut nahm, Vater zu ſein!
waren r Herzen gewiß ebenſo teuer, als uns unſere Kleine
ſind, und er mußte ſie ernähren, kleiden und erziehen. Die
teſten Geſchöpfe werden wild, wenn ſie für Wige ſorgen müh en
und in der wölfiſchen Geſellſchaft von ehedem ließen gerade
zärtlichſten Gefühle den Kampf ums Brot beſonders verzwe

Teure Weſen hingen von ihnen

r lichen Kampf ſtürzen.
waren, blieb dem Mann keine Wahl: er mußte ſich in den ſche

Er mußte betrügen, übervorteilen,
über dem Werke e

das Geſchäft vernichten, durch das der Nachbar ſe
drängen, unter dem Werte einkaufen un
kaufen,

Kleinen ernährte, die Leute verleiten, zu kaufen, was ſie i
kaufen wollten, und r verkaufen, was ſie nicht verkaufen du

ten, er mußte ſeine Arbeiter drücken, ſeine
und ſeine Gläubiger hinters Licht führen.

über den Ausbau der r kann r r äeinen auf dem Kongreß ver

Den dramatiſchen Höhepunkt erreicht der Kongreß bei

Dann bringt Dißmann- Frankfurt a. M. dem wegt noch
ung von

ntrag, den von einigen örtlichen Or

einige unerledigte Anträge aufgearbeitet und wird der Kongreß

des Vorſitzenden Reichelt mit einem Hoch auf die Gewerxkſ

riebe

Wund erbittert entbrennen. Um derer willen, die auf ihn angewi

daß ſie ſich mit Brot ernährt hätten, das ſie dem Nächſten raubie

Er hatte Kin

uldner 7
(ortſ,
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Rasemble- Gastspiel
Dix. Felix NMeinhardt.

Ihre Hoheit
Tänzerin

Musik von Walter Götze.
2469 An h 8 Uhr.

10 und 4-86.

Ein Großſtadt- Drama
in 4 Akten.

Meſchwarze Lo.

Ein Kind der Straße.
Jn den Hauptrollen:

Bruno Ziener
Maria Orska

Theodor Loos

Heute letzter Tag:

d von Buscerville.

2459

m e
W

Heute, zum letzten Male, im 2461
Eaison-Theater, G6oetfhestr. 20,

CemelnsumeVerxammlune

2451

Re 6bzlallſetung des Bangewerbes.
Referent: Kollege Fritz Heckert, Chemnitz.

2. Gewerkſchaftliche Angelegenheiten.

S Jn dieſer Verſammlung da
Thema berührt unſere Lebensintereſſen.

h m n 2 v r re er ereeneh r r m v J9 W 4 J t t
Deutſcher Banarbeiterverband,

Zentralverhand der Zimmerer Deutſchl.

Zweigverein Halle a. d. S.
haben.

v ä, 7 |Sonnabend, den 12. Juli, abends pünktlich 8 Ahr, im Volkspark,
(Turnhalle):

Tagesordnung:

kein aufgeklärter Kollege fehlen. Das

Auf in die Verſammlung!
Die Ortéverwaltungen.

u.. Meum— ar. U. I p.
Sonntag, den 13. Juli, nachmittags 3 Uhr:

70ssg öffentl. Voldorersazlung,

Die politiſche Lage u. der Gewaltfrieden von Verſailles

Referent: W. Koenen-Halle, Mitglied der N.V.
Um zahlreichen Beſuch erſucht

Tagesordnung:

21656 Der Einberufer.
der gewaltige, ergreifende, packende 6-Akter:

Die Sonnenkinder, rtriſt
Spannend von Anfang bis Ende, ſowie Lebens

gefahr der Schauſpieler.
Anf. 7 u. 8.30. Eintr. federzeit. Pr. 0,70, 0,80, 1 M.

wo SSThaia- Theater.
x Morgen Absehiedsvorstellung J

mit Programmweehssol. *1659

bisher alles
Kowmwuniſtiſche Purte Deutſchlunds.

Spartakusbund.
Freitag, den 11. Juli, abends 48 Uhr,

im „Letzten Dreier“, Merſeburgerſtraße:

Deffeptliche Folborervanmlung

Genoſſe Heckert- Chemnitz ſpricht über:

Staatsbankerott, Weltimperialismus
und proletariſche Weltrevolution,

2470

Ortsgruppe Halle.

c Se a x 3Karten zu MK. 4.10, 8.10, 2.10, 1.10 bei Herrn Zi-
garrenhändler Max Sehulz, Gr. Steinstr. 1-2 (Eeke

Gr. Ulrichstr. 9-1 Uhr u. a. d. Abendk. kein Anfsechl,)

Bratwurst
Täglieh s UVUhr: Der vorzügliehe Spielplan
d. Paul Jahr, das Vnikum,

Trude und Ey Quaus, Gesangs- Tanz- Duett,
und die übrigen Künstler. 2455Neue urkom. Vosse: ine fatale Verwechalung.

fteltag nachm. 3 Uhr Verwundeten-Vorsteltung.

J

neu eröffnet
Mein Galanterie- u. Spielwarengesechäfſt

V

e
e

verlegte ich mit heutigem Tage nach

Klelne Pltterctrusce 4. Ecde Euer
INNIIIIIIIIIIIIXEM(MNMN!kCIIIIIIIIIIIIIIE

t W ww5 ue e ee e e

Freie Diskuſſion.

4 w S z 3 seng re40 F S WeS

Mersehburg,
Neu eröftnet!

*1668

MMGEXIIIIIIIIIIIIIIIIIIX

Hans Käther.
3 u

v d

R e oh n Nue e tSchloß Frelimkelde,
Nähe des Schlachthoſes. 2448

u Orober bunter Abend

S der Gebr. Henrv.
Achtung Alles nach Hönnstedt.

Sonnta
ornstedt. an7 Freitag, den 11. Juli,

2

(rosgo Partoivorsann

Wegen wichtiger Tagesoränung ist das Ersohbeineon
aller Genossivnen und Genoasen Pflicht.
*1650

abends 7 Uhr, 1632
im Thüringer Hof:

Oeffentl. Verzamm lung

der Teuristen- Vereins

„Dle Haturfreunde“

rierentzn herzl. will-
ommen. Der Einberufer.

Her Vorstand.

en 73. Fuli, abends 8 UVhr,
sthof zum welssen Ross:

ung

e S e Sonntag den 13. Juli,
e im LokaleZum Kronprinzen:i d

Siftes Stiftungsfest,
vorbonäen mit Korso- und Relgenfakren, Preis-
schlessen, Blumenverlosung und and. Beluetigungen.
Um 83 Uhr Rorsofahren. Nachdem SonZzert i. Garten

hamtter, Kann
ham u. a. Sonfen felle,

Roman I Vole kennt rer
zu höchſten Preiſen

A. Weisg,
Pelz u. Fellhandlung,
Rannischestr. 1. Tel. 1667.

Lumven, Wolle. Neu

Moderns n mc er kauft zu höchſtenZimmer Uhren Sogespreiſen und holt auf
mit prachtv. Gongseblag Wunſch ab 2292
Küchen- und Wand-Uhren Ladwig Sohwetsehkestr. 14.

e Adbeiter2453

13 Stck. kl. Entenküken f. Bauſtelle Nähe Merſe
zu verkauſen. 2454 burg, werden ſofort ein
Pappe, Streiberſtr. 14 pt. geſtellt. Zu melden von

unter Garantie
H. Sohladler.

Kleine Ulrichstr. 85, ps. m. I.

nnd Kränzehen im Saal. Von abends 7 Ubr an:

Dauerhall z mit 2 Rupellen.
Freunde und Gönner ind herzlichst eingeladen.

*1651 Der Vorstand.
E Marzgerodebefindet man ſich bei Karl Crain,.

Jnm eigenen Heim, in

Ieh habe mich als praktischer Arsat in
Poueh (Rreis Bliterfele)

niedergelassen.
Sprechstunden: 91 Uhr. 5 6 Ubr.

Ferneprecher: Amt Bitterfeld 645 (vorgemerkt).

Dr. med. H. Alrecht.

prak abends 7 Uhr an beiSchachtmeiſter Müller
Halle, Streiberſtr. 36, H. J.

ken lehrng gut
Wanne ln
Roibenschirwhera d. Eile. 1657

*1624

Sonntags 8 9 Uhr.

Gaſthof zum schwarzen Adler,
Augustenestrasse. *1648

Für Ferien Aufenthalt beſtens geeignet.
Vorherige Anmeldung erwünſcht

I Aer Frau v Sehule
Intelligente, repräſent.

Damen z
zum Beſuch ein eführter
Privatkundſchaft bei feſtenSteinweg 2. 2251

—mZhandenen Stoffe
wieder in allen Größen für Haus und Kinder
und beſter Ausführung kleider verkauft billigſt
kurze hategen. Ernst Junnar,

Telephon 96.

werden ſchnell und preisigert repariert.J échnetſchteit. (Korbgeſchäft Advokatenneg 21, etc. rert Ackermann,

ZZD AZRohrſtühle werden

Korbwaren aller Art

2 Im Hansa Kgl. Standesamtes. Speſen und hoher Pro
viſion ſofort gejuch?.geſlochten, e
(Ctnen Kuhſſher

e et etellt ſofort ein

von 7.90 Mk. an

ſ. Mersenurg. S

e ſSSSſEilenburg. S
M landwirtſchaftlichen Arbeiter, die das

Selbſtverſorgung mit Brotgetreide für 1919/20 er
werben wollen, werden aufgefordert, ſich bis zum

Normalſteuerſätzen 1.20 Mk., 2.40 Mk. und 4. Mk.

SOSS

Städtiſcher Verkauf von Käſe

in ren See ſiela m Einkauf werden die Jnhabern ſcheine mit den Nummern 44 001--45600

vormittags von 8--12 Uhr und die Inhaber der
Nummern 45501 bis 47 000 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes werden
55 Gramm zum Preiſe von 290 Pf. abgegeben.

Verkauf von ausländiſchem h findet
Der Verkauf von ausländiſchem i n

am Sonnabend, den 12. Juli, ſtatt. werden
125 Gramm ausländiſches Rindergefrierfleiſch und
125 Gramm ausländiſches Hammelgefrierfleiſch je
Kopf (Kinder die Hälfte) Der Verkau
erfolgt durch die Fleiſcher; die Verbraucher beziehen
das Fleiſch bei den Fleiſchern, bei denen ſie 2
Kundenliſte angemeldet ſind gegen Abtrennung der

leiſchmarken für die Woche vom 7. bis 13. Juli d. J.
Kleinhandelsverkaufspreis für 250 Gramm aus

ländiſchen Gefrierfleiſches beträgt 2,80 Mk.

Der Verkauf von Gr und Feldzwieback
beginnt am Freitag, den 11. Juli. Für jede Perſon
eines Haushaltes werden Pfund Grau und
50 Gramm Feldzwieback abgegeben. Der Verkaufs-
preis beträgt für Graupen Pf. und für Feld
zwieback 180 Pf. für das Pfund. Die Käufer ſind
verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Graupen
und den Feldzwieback einzukaufen, bei welchen ſie
für den Bezug von Kolonialwaren in die Kunden
liſte getragen ſind. Beide zur Verteilung ge
langenden Le Weh n Zu ren Powyp;
bezugſcheinsabſchnitt abgegeben und zwar unter Ab
trennung der Marke 357 des Warenbezugsſcheines 28.

Städtiſcher Verkauf von Zwieback und Gerſtenmehl
an Kinder bis zu 12 Jahren, Jugendliche von
12-17 Jahren und alte Leute über 70 Jahre

in der Talamtſchule, am Freitag, den 11. Juli
1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 8001 bis
12000 vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 12001-16 000 nachmittags von 2—6 Uhr.
Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann auf
e Abſchnitt P der beſonderen Warenbezugskarte
ür Kinder bis zu 12 Jahren und auf jeden Ab

ſchnitt O der beſonderen Warenbezugskarte für
endliche von 12--17 r und alte Leute über

0 Jahre ein Paket Zwiedack zum Preiſe von 44 Pf.
und ein Paket Gerſtenmehl zum Preiſe von 40 Pf.
abgegeben werden.

Der Verkauf von Seefiſchen findet am Freitag,
den 11. Juli, früh, in den einſchlägigen bekannten
Geſchäften markenſrei ſtatt.

Jm übrigen verbleibt es bei unſerer Bekannt
machung vom 18. Juni 1919.

Ackerbohnen.
Der Verkaufspreis der in dieſer Woche zum

Verkauf gelangenden Ackerbohnen beträgt für ein
Pfund 99 Pf.

Leere Margarinekübel
hat abzugeben Ausgabeſtelle, Burgſtraße 16.

Merſeburg, den 9. Juli 1919.
L. A. II. 1977/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Anmeldung zur Selbſtverſorgung mit Brotgetreide.
Diejenigen Erzeuger von Brotgetreide, ſowie dieeie Recht der

10. Juli im Nahrungsmittelamt J Wenn Eintragung
in die Selbſtverſorgerliſte zu melden. *1655

Eilenburg, den 8. Juli 1919. Der Magiſtrat.
Auf Grund des Geſetzes vom 4. Juni 1919, betr.

Gemeindeeinkommenbeſteuerung im h
1919, haben die ſtädtiſchen Körperſchaſten am 7. Juli
d. J. beſchloſſen

Jm Rechnungsjahre 1919 werden von den fingierten

und von den Tariffätzen 6. Mk., 9.-- Mk., 12.-- Mk.
und 16.-- Mk. keine Gemeindeeinkommenſteuer-
Zuſchläge erhoben.
Der Tarifſ. v. 21 M. t. z. ermäß. u. 90 v. H. a. 33 M.

2 2 26 v 89 2 77 21 v 79 2 9.302 36 7 80 14.40a 44 J 60 e2 52 49 31.2080 s 4270 o e 29 a M80 10 72Die Befreiungen und Ermäßigungen ſind nur auf
die natürlichen Perſonen anzuwenden.

Zur Deckung des entſtehenden Ausfalles und etwa
eintretender Zinsausfälle und Mehrkoſten werden
bei den Steuerpflichtigen, welche mit 176 Mk. oder
mehr Einkommenſteuer veranlagt ſind, die im 51
des Geſetzes vom 8. Juli 1916 (G. S. S. 109) für
die natürlichen Perſonen vorgeſehenen Zuſchlags
prozente teilweiſe mit dem Gemeindeeinkommen-
ſteuerzuſchlag belegt und zwar wie folgt:Bei den natürlichen und juriſtiſchen Perſonen mit

einem Einkommen von mehr als 6500 Mk. bis
20 500 Mk. (Steuerſatz 600 Mk.) ſind 5 vom Hundert,
bei den gleichen Perſonen mit einem Einkommen
von mehr als 20500 Mk. bis 30500 Mk. Steuer
ſatz 900 Mk.) ſind 10 vom Hundert, bei den gleichen
Perſonen mit einem Einkommen von mehr als
30500 Mk. bis 200 000 Mk. (Steuerſatz 7800 Mk.)
ſind 50 vom Hundert und bei den gleichen Perſonen
mit mehr als 200000 Mk. Einkommen ſind 65 vom
Hundert der oben bezeichneten ſtaatlichen lag
prozente der Gemeindeeinkommenſteuer-Zuſchlagé-
beſteuerung unterworfen.

Wir bringen dieſen Beſchluß hiermit zur öfſent
lichen Kenntnis.

Eilenburg, den 8. Juli 1919.
*1654 Der Ragiſtrat.

Mode Zeitungen
Volksbuchhandlung, Hahe a. S.

Harz 42/44.
Thomaslueste, 15.

Gong kuwy thum

Vorverk.

Stadttheater
tag, 11. Juli 1919,n. Lare 10* Uhr

tauf Der Zigeunerhbaron.
Operette von J. Strauß.

Thalia-Theater,
Gastsp. des Stadndeater-Perzenahs

Sonntag, d. 13. Juli 1919abends 7 Uhr: i
Penslon Schöller.

Luſtſp. v. Jacoby u. Laufs.

Bad Wittekind.,
Freitag, den 11. Juli,

noehm 8 Uhr:
Kur- Konzert

ausgeführt von der
Kapelle des Fua.-egts. Nr. 36
uo ar Mitwirkung des

Kammervirtnosen
Louis Kümmel
(Cornet à pistons)

au Darmstadt.
Eintrittepreiso

Far Errraohsene 60 P.,
für Kinder 40 Pf.Dauerkarten haben
CGultigkoit. *1660
sonpadeng, 1s. Juli,

früh 6 Uhr:
krün-Konzert

unter Muwirkung des
Kammervirtuosen Louis
Kümmel aus Darmstadt

Sonnabend 13. Juli
nachmittags s Uhr:
Akadem. Konzert.

Herren Awge.
eichsware, M. 1

hat abzugeben f. Ammen
dorf und Z.üinaid die reter

Pa. amerik.
Schokolade

F in Pfund Paketen
zu 14 M. per Paket.

Prima Holländer

Kakao
per Pfund 80 Mark.
Gebrannl haſtee
zum Tages preis, von
Donnerstag ab
15 MK., in allen ungern

Vilialen zu haben.
Engros Lager für
Wiederverkäafer:

Neue Promenade

Albert Cent
G. m. b. BI. 2447

6

Rein
Auwinium-

Eßlöffel
Rürk 148.

Sovel,
r 45,i Ulrichſtr. 9,

1. 24
Ammeoendorf,Bahnhofſtr. 3.

Alehung 24. Juli
Kreurnach. los 21

u. Liete 45 P. oxtra
III

80000
30000
10000
5000

Kölner los
I lore u 19

i 30A. kulen

3
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